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Hagen Weiler

Politischer Unterricht im Sinne des Grundgesetzes

Wider die rechtsverbindliche Festlegung von Lernzielen

I. Der Streit um die obersten Lernziele

Seit den hessischen „Rahmenrichtlinien Ge-
sellschaftslehre Sekundarstufe I" (RRL, 1973)
und den nordrhein-westfälischen „Richtlinien
für den politischen Unterricht" (NRW-RL,
1973) hat sich ein offener Streit um die ober-
sten Lernziele im politischen Unterricht ent-
wickelt. Die Kritiken konzentrieren sich
hauptsächlich auf das „oberste Lernziel... (der)
Befähigung zur Selbst- und Mitbestimmung" in
den hessischen RRL ) sowie auf die „Qualifika-
tionen und Lernziele" in den

1

NRW-RL wie die
.Fähigkeit und Bereitschaft, gesellschaftliche
Zwänge und Herrschaftsverhältnisse nicht un-
geprüft hinzunehmen ... bzw. „Fähigkeit zum
Widerstand gegen nicht akzeptierbare Herr-
schaftsverhältnisse und gesellschaftliche
Zwänge.. ").2

Die Einwände reichen von der „problemati-
schen, in ihrer Zielsetzung undurchsichtigen
imperativen Überinterpretation des Grundge-
setzes", der „Gefahr verfassungswidriger In-
doktrination", der „Maximierung eines einzel-
nen Zielwertes", „der totalen Demokratisie-
rung der Gesellschaft", der „einseitigen Ausle-
gung der Verfassung" gegenüber den hessi-

Dieser Beutrag beruht aufeinigen zusammenfassen-
den bzw. weiterführenden Schlußfolgerungen mei-
■‘er 1973 vorgelegten Untersuchungen:
a/ Verfassungstreue im öffentlichen Dienst. Doku-
mentation und Kritik politischer Justiz und Rechts-
iehre zur politischen Meinungsfreiheit des Beam-
ten.b) Wissenschaftsfreiheit des Lehrers im politischen
Unterricht. Dokumentation und Kritik politischer
Justiz und Rechtslehre zum grundgesetzlichen Bil-
dungsauftrag der wissenschaftlichen Verfassungs-
treue in der Schule (beide Königstein/Ts. 1979).
9 Das Lehrstück „Sexualkunde"— Elternrecht ver-
sus Staatsschulprinzip in: Ernst-August Roloff,
Vhule in der Demokratie — Demokratie in der
Schule? Stuttgart 1979.

sehen RRL bis zur „Propagierung des Wider-
standes gegen die Rechtsordnung", der „Ver-
letzung der verfassungsrechtlichen Grenzen
des Art. 79, III GG", der „Verletzung des Tole-
ranzgebotes der Verfassung", des .Ansatzes
zum systemüberwindenden Gegenstoß", der
mangelnden „Formulierung der Grundnormen
der Bundesrepublik".
Es kann an dieser Stelle dahinstehen, ob und
inwieweit diese Kritiken zu belegen waren auf
der Grundlage des Wortlauts und Sinnzusam-
menhangs der Richtlinientexte. Es kann auch
dahinstehen, ob und inwieweit diese Kritiken
mehr waren als spitzfindige Wortklaubereien
gegenüber einigen, aus (juristischer) Sicht miß-
verständlichen Formulierungen in den ersten
Fassungen der Richtlinien, die sich erklären
ließen vor allem aus dem Umstand, daß sie von
Nichtjuristen für Nichtjuristen gemacht wor-
den waren. (Die Richtlinienverfasser hätten
sich überflüssige Einwände weitgehend erspa-
ren können, wenn sie von vornherein ihren
Richtlinien die Grundsätze der Grundrechte
und Staatsziele im Sinne der Art. 1—20 GG
vorangestellt hätten, ohne damit auch nur ein
einziges ihrer möglichen bildungspolitischen
Reformziele aufgeben zu müssen.)
Der Vorwurf, der hier erhoben wird, begrün-
det sich auf dem Verdacht, eine „Reform" des
politischen Unterrichts „von oben nach unten"
verordnet oder diese zumindest versucht zu
haben. Es gab und gibt keinen verfassungs-
rechtlichen Grund, Richtlinien nicht parla-
mentarisch diskutieren und beschließen zu
lassen. (Dieser Grundsatz gilt selbstverständ-
lich nicht nur für die Bundesländer, in denen
die CDU die Opposition stellt.) Dabei sollten
jedoch die Lernziele des (politischen) Unter-
richts — so das erkenntnisleitende Interesse
dieses Beitrags — wenn überhaupt, nur in
empfehlender Form gesetzgeberisch verab-
schiedet werden.



II. Das Konsensproblem in der politischen Didaktik

Während das verfassungsrechtliche Gebot, die
„wesentlichen", „grundrechtsrelevanten" ober-
sten Lernziele des (politischen) Unterrichts
der traditionellen Richtlinienkompetenz der
Kultusminister zu entziehen, nach dem sog.
Sexualkunde-Beschluß des Bundesverfas-
sungsgerichts vom 21. Dezember 1977 verfas-
sungsrechtlich nicht mehr in Frage gestellt
wird, erscheint inzwischen schon die Forde-
rung, überhaupt noch Lernziele des politi-
schen Unterrichts in Richtlinien rechtsver-
bindlich vorzugeben, umstritten.
Soweit ersichtlich, zeigt sich in der aktuellen
Diskussion zum Konsensproblem in der politi-
schen Bildung Sutor als der einzige Didakti-
ker, der oberste Lernziele aus dem Grundge-
setz — in enger Anbindung an das „Menschen-
bild" und die „Werteordnung des Grundgeset-
zes" in der Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichts" — gewinnen will. Eine präzise
Analyse dieser Intention Sutors steht vor ei-
ner doppelten Schwierigkeit: Zum einen ge-
braucht Sutor vielfach Wendungen, die sich
gegenseitig derart ausbalancieren, daß ihre
Konsequenzen nicht eindeutig zu bestimmen
sind, so z. B. wenn er „von der Grundthese aus-
geht, daß die Richtziele politischer Bildung
aus einer Orientierung am Verfassungskern
des GG zwar nicht zwingend abgeleitet, aber
interpretierend gewonnen und konsensfähig
formuliert werden können"3). Der Leser bleibt
ohne Antwort auf die Frage, ob die somit „ge-
wonnenen Richtziele“ in Richtlinien nun
rechtsverbindlich (und von wem?) vorgegeben
werden sollen oder nicht.
Zum anderen zieht Sutor regelmäßig nur par-
tielle Begründungspassagen aus der frühen
Rechtsprechung des Bundesverfassungsge-
richts heran, deren (Rechts-)verbindlichkeit er
an keiner Stelle prüft. Weder geht er auf die
rechtswissenschaftliche Diskussion zu §31
BVerfGG ein, nach der nur die „Entscheidun-
gen" des Gerichts, nicht aber seine „Begrün-
dungen" Gesetzeskraft erlangen können, zu-
mal, wenn deren Ergebnisrelevanz nicht zwin-
gend ist, noch berücksichtigt er die inzwischen
umfangreich vorliegende methodologische
Kritik bezüglich gravierender Begründungs-

defizite in der Spruchpraxis des Bundesverfas-
sungsgerichts4).
Wer sich nicht damit begnügt, sich wie Sutor
pauschal auf die „bekannten Grundgesetzkom-
mentare" zu berufen5), sondern kritisch nach
Textgrundlage, Subsumtionsregeln, kategoria-
ler Bestimmtheit und konsistenter Beweisfüh-
rung fragt gegenüber Argumentationsfiguren
des Bundesverfassungsgerichts wie „Men-
schenbild" und „Werteordnung des Grundge-
setzes", kann nicht — wie Sutor — einen „in
Verfassungsinterpretation und Rechtspre-
chung unbestrittenen Tatbestand zugrunde le-
gen, nach dem das Grundgesetz mehr ist als
ein formales Organisationsstatut für politische
Prozesse; daß seine normative Substanz viel-
mehr Ausdruck auch materialer Wert- und
Sinnorientierung ist"6).
Es gilt in der Herausbildung einer Verfas-
sungstheorie zwei Ebenen analytisch vonein-
ander zu trennen: Zweifelsfrei sind die „Ver-
fassungsväter" von verschiedenen, sogar kon-
kurrierenden, katholisch-naturrechtlichen, li-
beralen und demokratisch-sozialistischen
„Werteordnungen" und „Menschenbildern"
ausgegangen, die auch zum Teil Eingang in die
Formulierungen bestimmter Grundrechte ge-
funden haben. Davon zu unterscheiden ist je-
doch die Frage, ob und welche „Werteordnun-
gen" und „Menschenbilder" als rechtsverbind-
liche Strukturkonzepte insgesamt zwingend,
d. h. nach den Regeln (juristischer) Logik ein-
deutig und widerspruchsfrei aus dem Wort-
laut und Textzusammenhang der Grundrechte
und Staatsziele i. S. der Art. 1—20 GG abzulei-
ten sind.
Eine in diesem Sinne textgetreue Verfas-
sungsinterpretation kommt nicht um den Tat-
bestand herum, daß das Grundgesetz keine
„Menschenbilder" und keine „Werteordnun-
gen" benennt, sondern „Grundrechte" der Bür-
ger und Rechtsverpflichtungen staatlicher Or-
gane. Der Parlamentarische Rat hat sich be-
wußt nicht auf die inhaltliche Festlegung einer
bestimmten Wirtschafts- und Gesellschafts-
ordnung verständigen können und wollen.
Auch dieser Tatbestand ist unbestritten. Was
blieb ihm also anderes übrig als ein Verfah-
rensregelungskompromiß öffentlicher, staat-
lich-politischer Meinungs- und Willensbil-



dungsprozesse in der westeuropäischen Tradi-
tion parlamentarisch-demokratischer Mehr-
heitsbildungen und grundrechtlich-gerichts-
förmigen Rechts- und Minderheitenschutzes?
Es ist kein Zufall, daß der Grundgesetzgeber
die Konkretisierung des Würdeschutzgebotes
des Menschen beginnt mit den formalisierten
Grundrechten der „freien Entfaltung" („soweit
nicht die Rechte anderer verletzt werden ..
Art. 2,1) Und der „Gleichheit vor dem Gesetz"
(Art. 3) bzw. sie beschließt mit den institutio-
nellen Regelungen des gewaltenteiligen, de-
mokratischen und sozialen Bundesstaates" i. S.
des Art. 20 GG.
Im folgenden soll deutlich werden, daß dieses
kombinierte Prinzip freier, gleichberechtigter
und öffentlicher Meinungs- und Willensbil-
dung den einzigen grundgesetzlich und wis-
senschaftlich-didaktisch überzeugenden Kon-
sens für den politischen Unterricht enthält.
Weitergehender inhaltlicher Zielorientierun-
gen bedarf es nicht.
Schließlich kommt Sutor selber zu dem Einge-
ständnis, daß die von ihm als konsensfähig
hingestellten „Grundnormen ... bis zu einem
gewissen Grad ... Leerformeln bleiben ..., da
die Begründung oder Herleitung aus dem Mi-
nimalkonsens herausfallen .." bzw. „Richtli-
nien sollen die Antworten nicht vorwegneh-
men"’). Nach diesem Resultat läßt sich insge-
samt ein Fazit aus der neueren Diskussion um
den Konsens im politischen Unterricht ziehen.
Als Beleg sollen zwei repräsentative Didakti-
ker zu Worte kommen, deren Formulierungen
in ihrer spezifischen Aussagekraft für sich
selbst sprechen können.

Kurt Gerhard Fischer:
■Das Grundgesetz ist ein politischer Kompro-
miß auch in den Teilen, die man als .Kern' der
Verfassung bezeichnen könnte, s ist interpre-
tationsbedürftig und interpretierbar."
»■. als kontrovers ist im Unterricht darzustel-
len, was unter Wissenschaftlern kontrovers
ist.."

•Schüler haben einen Rechtsanspruch zu wis-
sen, daß die Entscheidung hinsichtlich der
Grundrechte zugunsten eines naturrechtl-

eben Erklärungsansatzes eine und nicht etwa
die alleinige darstellt und daß Naturrecht
nicht etwas Vorfindliches, sondern etwas Ge-
dachtes ist...
„Schülern ist zuzumuten, daß sie kritisch mit
dem Grundgesetz umzugehen lernen, so daß
sie selbst erkennen und üben, daß es interpre-
tierbar und interpretationsbedürftig ist und
daß keine erdenkliche Auslegung Exegese
darstellt, sondern bestenfalls — im doppelten
Wortsinn — herrschende Deutung ... „Das
Angebot einer .philosophisch-politischen' An-
thropologie als Konsensus, anders: eines wo-
möglich dem Grundgesetz immanenten .Men-
schenbildes' ist zurückzuweisen aus zwei
Gründen: dem GG ist kein .Menschenbild' im-
manent — es gibt nicht die .philosophisch-po-
litische Anthropologie’ “ ).8

Hermann Giesecke:
„...das Konsensproblem kam nicht dadurch
zustande, daß zwischen den gesellschaftlichen
Gruppen Streitigkeiten entstanden, die der
Staat nun als Hüter des gesellschaftlichen
Friedens hätte zum Konsens bringen müssen,
sondern dadurch, daß der Staat selbst Richtli-
nien festsetzte, durch, die sich bestimmte
Gruppen der Bevölkerung hinsichtlich ihrer
.weltanschaulichen Grundrichtung' benachtei-
ligt fühlten... „Das Problem des Konsenses ist
nämlich nicht schon dann gelöst, wenn die im
zuständigen Parlament vertretenen Parteien
sich einig sind; denn die weltanschauliche Plu-
ralität kann gar nicht adäquat in den Parteien
widergespiegelt werden, weshalb auch zu
Recht von einem .Toleranzgebot' des Staates
z. B. in Schulfragen gesprochen wird."
„Das wissenschaftliche Studium ist überhaupt
das einzige historisch vorliegende Modell ei-
ner Lehr- und Lerndienstleistung, das plurali-
stischen Zwecken, Zielen und Perspektiven
nutzen kann, ohne dabei seine Identität zu
verlieren" ).9



III. Wissenschaftlichkeit und Verfassungstreue
im politischen Unterricht

Sind nach einem Verzicht auf eine rechtsver-
bindliche Zielorientierung des politischen Un-
terrichts die Schüler ohne rechtlichen Schutz
vor der „Willkür" oder „pädagogischen Auto-
nomie" ihrer Lehrer? Dürfen diese nach freiem
Belieben mal diese oder jene Zielvorstellung
zugrunde legen, mal diesen oder jenen Gegen-
stand behandeln oder auch nicht, mal diese
oder jene Methode benutzen, so daß es dem
Zufall überlassen bleibt, wozu, mit welchen In-
halten, in welcher Weise und vor allem mit
welchem Ausbildungsniveau Schüler politi-
schen Unterricht erfahren?
Empirisch dürfte das Mißverhältnis zwischen
dem (ver-)öffentlichten Aufwand an Lernziel-
diskussion und seiner tatsächlichen Wirksam-
keit für die Unterrichtspraxis nicht zu bestrei-
ten sein. Tatsächlich wird die Unterrichtsreali-
tät individuell bestimmt durch die Unter-
richtsmaterialien (für deren Zulassung man
sich deswegen erheblich mehr unter den Ge-
sichtspunkten der Wissenschaftlichkeit und
Verfassungstreue interessieren sollte!).

Zur verfassungsrechtssystematischen Bestim-
mung der Wissenschaftlichkeit und Verfas-
sungstreue im politischen Unterricht stehen
wir nun vor der Aufgabe, drei Grundgesetz-
prinzipien widerspruchsfrei zu verbinden:
1. Wissenschaftsfreiheit
2. Verfassungstreue
3. Grundrechtsmündigkeit der Schüler
(Die Anordnung könnte auch umgekehrt wer-
den; entscheidend ist lediglich die logische
Übereinstimmung in den Ergebnissen.)
Beginnen wir mit der Wissenschaftsfreiheit, so
stehen wir zunächst vor der Tatsache, daß der
Text des Grundgesetzes keine Definition von
„Wissenschaft" benennt. Aus dem Gebot der
Wissenschafts-Freiheit ist sogar der Schluß zu
ziehen, daß das Grundgesetz eine (inhaltliche)
Bestimmung von Wissenschaft nicht zuläßt.
Dennoch muß zumindest eine (formale) Defini-
tion von Wissenschaft gefunden werden, denn
sonst wäre die grundgesetzliche Unterschei-
dung zu anderen Grundrechten wie der Mei-
nungsfreiheit oder Versammlungsfreiheit ge-
genstandslos. Um wiederum das Freiheitsge-
bot der Verfassung zum Schutze der Wissen-
schaft nicht zu verletzen, kann verfassungs-
rechtlich konsequent der Begriff der Wissen-
schaft nur bestimmt werden durch den Kon-

sens der Wissenschaftler. Dieser Konsens
kann selbst nur formaler Natur sein, da die ge-
genwärtig vertretenen, konkurrierenden Wis-
senschaftstheorien sich zumindest inhaltlich
gegenseitig (weitgehend) von ihrem Anspruch
her ausschließen.
Der so gefundene Wissenschaftsbegriff soll in
der Lehre „verfassungstreu" sein. „Verfas-
sungstreue“ kann hier sinnvollerweise nur be-
deuten, daß wissenschaftliche Lehre die ver-
fassungsmäßigen Grundrechte anderer und
die Staatsziele i. S. der Art. 1—20 GG nicht
verletzen darf.
Unbestritten steht diese verfassungstreue wis-
senschaftliche Lehre in der Schule unter dem
Anspruch, die Schüler in rationaler Aufklä-
rung zum Gebrauch ihrer Grundrechte zu qua-
lifizieren. (Warum sollte sonst politischer Un-
terricht stattfinden?) Dazu bedarf es unbestrit-
ten eines bestimmten, qualitativ und quantita-
tiv vergleichbaren Ausbildungsstandes schon
als Grundlage staatlicher Prüfungen.
Nicht zuletzt darf unter dem Gebot der Entfal-
tungsfreiheit der Schüler i. S. des Art. 2,1 GG
nicht übersehen werden der grundgesetzliche
Unterschied zwischen der Ausbildungsfunk-
tion der Schule zugunsten der (intellektuellen)
Grundrechtsmündigkeit der Schüler i. S. der
Art. 7,1; 2,1 i. V. m. 20, I GG und dem elterli-
chen Erziehungsrecht i. S. des Art. 6, II GG,
womit der gedankliche Kreis zu den grundge-
setzlichen Grenzen von Wissenschaft und
Verfassungstreue wieder geschlossen sein
wird.
Alle die hier aufgezählten Gesichtspunkte sol-
len nun auf der Grundlage höchstrichterlicher
Rechtsprechung und aktueller Rechtslehre im
einzelnen geprüft und aufeinander bezogen
werden.
Im Grundsatz erscheint der Anspruch auf Wis-
senschaftlichkeit und Verfassungstreue im po-
litischen Unterricht in Richtlinien und Didak-
tiken unbestritten. Selbstverständlich wird
vom Lehrer Verfassungstreue verlangt. Fast
genauso selbstverständlich jedoch versuchen
immer noch Schulbehörden, traditionelle
Rechtsprechung und sog. herrschende Lehre
dem Lehrer an staatlichen Schulen die Wis-
senschaftsfreiheit des Hochschullehrers zu
verwehren. Dieser Versuch wird so lange wei-
ter praktiziert und toleriert werden können,
bis es nicht gelingt, allgemein verfassungs-



rechtlich darüber aufzuklären, daß sich Wis-
senschaftlichkeit und Verfassungstreue im po-
litischen Unterricht als Verfahrensformen für
den Lehrer zu entsprechen haben.
Im Interesse der im folgenden versuchten ver-
fassungsrechtlichen Aufklärung gilt es,
1. Wissenschaftlichkeit und Verfassungstreue
(zunächst voneinander getrennt) kategorial zu
bestimmen und
2. Wissenschaftlichkeit und Verfassungstreue
als grundgesetzliche Gebote des politischen
Unterrichts herauszuarbeiten.

1. Wissenschaft

Aus der Formulierung des Art. 5, III, 1 GG
(„Kunst und Wissenschaft, Forschung und
Lehre sind frei ..") ist der Schluß zu ziehen,
daß der Verfassungsgeber — zumindest un-
mittelbar — eine inhaltliche Festlegung der
Wissenschaft unterlassen hat. Lediglich eine
mittelbare Interpretation bietet sich durch die
Zuordnung der „Wissenschaft“ zu „Kunst, For-
schung und Lehre“ an. Vielfach ist die höchst-
richterliche Rechtsprechung diesen Weg ge-
gangen. So heißt es z. B. im KPD-Verbotsurteil
des Bundesverfassungsgerichts (BVerfGE,
Bd. 7, S. 146) vom 17. August 1956: Wissen-
schaft und Lehre ist die Erarbeitung und Dar-
stellung von Erkenntnissen .. "
Eine ähnliche, noch weitergehende Zuord-
nung hat das Bundesverwaltungsgericht
(Bd. 34, S. 69 ff., 77) in einer Entscheidung vom
26. September 1969 vorgenommen: „Äußerun-
gen der Wissenschaft sind Forschung und
Lehre. Mit dem Begriff .Forschung' ist das Be-
mühen um die Findung, mit dem Begriff .Lehre'
das Bemühen um die Verkündung der Wahr-
heit erfaßt.."
Den Begriff der Wissenschaft weiter präzisiert
hat der Beschluß des Bundesverfassungsge-
richts (Bd. 35, S. 79ff„ 113) vom 29. Mai 1973
zum Niedersächsischen „Vorschaltgesetz":
.Der gemeinsame Oberbegriff .Wissenschaft'
bringt den engen Bezug von Forschung und
Lehre zum Ausdruck. Forschung als .die gei-
stige Tätigkeit mit dem Ziele, in methodischer,
systematischer und nachprüfbarer Weise
neue Erkenntnisse zu gewinnen', bewirkt an-
gesichts immer neuer Fragestellungen den
Fortschritt der Wissenschaft...
Auf diese überzeugende Definition wird zu-
rückzukommen sein. Zuvor jedoch soll noch
eine frühere, detaillierte höchstrichterliche
Bestimmung von „Wissenschaft“ außerhalb der

Forschung erwähnt werden. In einem Be-
schluß des Bundesverwaltungsgerichts (Bd. 29,
S. 78) vom 26. Januar 1968 wird die Tätigkeit
eines Kustos am Museum für Kunst und Ge-
werbe in Hamburg als „vorwiegend wissen-
schaftlich" charakterisiert mit der Begrün-
dung:
„Die Wissenschaft ist die Gesamtheit der Er-
kenntnisse auf einzelnen Wissensgebieten.
Daß dieses Wissen zur Wissenschaft wird,
hängt von folgenden Voraussetzungen ab:
a) ein möglichst lückenloses, geschlossenes
Erfassenwollen eines bestimmten Teilbereichs
der wirklichen Welt (System),
b) das Beobachten aller Schritte, die bei der Er-
fassung des Gegenstandsbereichs gemacht
werden (also bei der Forschung), und das folge-
richtige Aufbauen einer Erkenntnis auf die an-
dere (Methode) und
c) Sicherung der systematisch und methodisch
gewonnenen Erkenntnisse und das geordnete
Zusammenfügen (Objektivität und Systema-
tik).
Daraus lassen sich folgende Stufen der wissen-
schaftlichen Aufarbeitung und damit der wis-
senschaftlichen Fähigkeit bestimmen:
a) Darstellen und Beschreiben (Tatsachener-
mittlung),
b) Erklären (den nächstliegenden Ursachen-,
Wirkungs- oder Grundfolgezusammenhang
ermitteln und ausdrücken),
c) Deuten (den tieferen Sinnzusammenhang
aus der Sache ermitteln),
d) Verstehen (einen Sinn- und Ausdruckszu-
sammenhang im Bereich der menschlichen
Person, der Sprache oder Geschichte in einem
Nachvollzug erreichen),
e) Beurteilen und Bewerten (den umfassenden
Sinnzusammenhang ermitteln).. .
Bemerkenswerterweise endet der für unser
Thema interessante Begründungsteil mit der
Feststellung:
„Die wissenschaftliche Tätigkeit erschöpft sich
also nicht ... in der Forschung." Auf diese Er-
kenntnis wird noch zurückzugreifen sein im
Zusammenhang der wissenschaftlichen Ver-
fassungstreue im politischen Unterricht.
Aus der aktuellen Rechtslehre zur verfas-
sungsrechtlichen Klärung des Wissenschafts-
begriffs im Sinne des Art. 5, III GG sind beson-
ders die Dissertationen von Manfred Schuma-
cher (1972) und Ekkehard Beck (1975) hervor-
zuheben. Schumacher geht von der Erkenntnis



aus, daß es einen allgemein anerkannten Wis-
senschaftsbegriff nicht gibt. Andererseits hält
er daran fest, daß Wissenschaft „Schutzgut der
Verfassung ist, weil eine bestimmte Form von
Wissenschaftlichkeit mit den Zielen und
Grundprinzipien der Verfassung identisch ist.
Es geht nicht um die Verfassungsadäquanz ei-
nes bestimmten Wissenschaftsbegriffs, son-
dern um die Verfassungskonformität eines
Wissenschaftsprozesses", die keine „unfehl-
bare Instanz kennt, schon gar nicht eine staat-
licher Organe"10).
Diese „Verfassungsadäquanz" des „Wissen-
schaftsprozesses" wird im Rahmen der Klä-
rung der Verfassungstreue zu vertiefen sein.
Die Kategorie Schumachers der prinzipiell un-
ter Wissenschaftlern vereinbarungsfähigen
„Objektivität" läßt sich durch zwei von Beck
genannte Merkmale ergänzen: „Intersubjektiv
verständlich und verfügbar gemachte (poten-
tielle) Kritik bisherigen Wissens und gesell-
schaftlichen Handelns"; „Vollständigkeit als
Korrektiv subjektiver Darstellung" (durch
nachprüfbare Zitierung entgegenstehender
Auffassungen)11). Fassen wir die bisher nach-
gewiesenen Erkenntnisse höchstrichterlicher
Rechtsprechung und aktueller Rechtslehre zu-
sammen, so läßt sich Wissenschaft begreifen
als methodisch-systematisches, nachprüfbares
Ermitteln neuer Erkenntnisse unter dem An-
spruch einer gewissen, nur von den Wissen-
schaftlern selbst jeweils neu zu vereinbaren-
den Vollständigkeit und Objektivierbarkeit.
Mit diesem ersten Zwischenergebnis verfas-
sungsrechtlicher Klärung der „Wissenschaft“
i. S. des Art. 5, III, 1 GG ist dem grundgesetzli-
chen Freiheitsanspruch der Wissenschaft
Rechnung getragen. Ausgeschlossen bleibt
eine inhaltliche Festlegung sowie ein (staatli-
ches) Wissenschaftsrichteramt.
Einzugehen bleibt an dieser Stelle nur noch
auf folgendes Problem: Zwar verzichtet keine
der heute vertretenen Wissenschaftstheorien
auf den Anspruch der methodisch-systemati-
schen Nachprüfbarkeit ihrer Aussagen; den-
noch ist vor allem zwischen den Wissen-
schaftstheorien des sog. Kritischen Rationalis-
mus und der sog. Kritischen Theorie umstrit-
ten und ungelöst, ob und inwieweit z. B. die
Methoden empirisch-induktiver bzw. logisch-
deduktiver Falsifizierbarkeit oder historisch-

materialistischer Dialektik dem Anspruch in-
tersubjektiver Nachvollziehbarkeit und kriti-
scher Analyse genügen können. Diesen Streit,
der auf unterschiedlichen Gesellschaftsanaly-
sen und Erkenntnistheorien beruht, kann und
darf der Verfassungsrechtler nicht entschei-
den, der das Freiheitsgebot des Art. 5, III, 1 GG
respektiert. Er kann jedoch darauf bestehen,
daß wissenschaftliche Arbeiten ihrem eige-
nen, insoweit noch gemeinsamen verfahrens-
mäßig vereinbarten Anspruch nachkommen,
ihre Quellen, Methoden, Kategorien und Fra-
gestellungen derart ausweisen und konsistent
zugrunde legen, daß die konsequente Ablei-
tung ihrer Ergebnisse intersubjektiv nachprüf-
bar ist.



Im einzelnen führt dazu die Entscheidungs-
begründung (S. 145f.) aus: „Soweit es sich ...
um wissenschaftliche Erkenntnisse ... im
Sinne des Art. 5, III GG handelt, ist diese Wis-
senschaft als solche selbstverständlich frei, sie
kann vorgetragen, gelehrt, weiterentwickelt,
allerdings auch diskutiert und bekämpft wer-
den ... Sie kann, auch wenn sie zu einer Pro-
gnose künftiger Entwicklungen führt, als sol-
che niemals gegen die freiheitliche demokrati-
sche Grundordnung verstoßen. Andererseits
können allerdings die ... praktisch-politischen
Ziele einer Partei nicht deshalb eine Sonder-
behandlung erfahren, weil sie auf dem Boden
einer bestimmten wissenschaftlichen Grund-
haltung erwachsen...
Auf dieser deutlichen Trennungslinie zwi-
schen wissenschaftlich-theoretischer Er-
kenntnis-(vermittlung) und praktisch-politi-
schem Handeln bewegt sich auch die Ent-
scheidung des Oberverwaltungsgerichts Ber-
lin(DVBl. 1972, S. 738 ff.) gegenüber dem dama-
ligen Wissenschaftssenator Prof. Stein, in der
die „Treueklausel" des Art. 5, III, 2 GG als Ver-
pflichtung nur zu Wissenschaftlichkeit er-
kannt wird: „Zwar entbindet die Freiheit der
Lehre gern. Art. 5, III, 2 GG nicht von der Treue
zur Verfassung; diese Treueklausel enthält je-
doch keine zusätzliche Schranke. Die Treue-
klausel legt dem akademischen Lehrer keine
weitere Pflicht auf als die zur Wissenschaft-
lichkeit. Somit spricht Art. 5, III, 2 GG nur eine
Begrenzung aus, die sich bei richtiger Er-
kenntnis des Wesens der Lehrfreiheit aus die-
ser selbst ergibt. Daher ist ein Einschreiten
nur gegen solche Verletzungen der Treue zur
Verfassung zulässig, die sich gleichzeitig als
wissenschaftswidrig darstellen ... Politische
Agitation kann das Grundrecht der Wissen-
schaftsfreiheit nicht in Anspruch nehmen,
weil wissenschaftliche Betätigung ihrer Natur
nach in erster Linie auf Erkenntnis, nicht da-
gegen auf ein Handeln zur Erreichung eines
Bestimmten Erfolges gerichtet ist."
Aus der jüngeren Rechtslehre, die in analoger
Weise zur Rechtsprechung Wissenschaftsfrei-
heit und Verfassungstreue gegenüberstellt,
seien Gerd Roellecke, Michael Rennert und
wiederum Ekkehard Beck zitiert. Für Roel-
lecke „wird die Lehrfreiheit mißbraucht, wenn

die Regeln des rechtsstaatlich-demokra-
tischen Willensbildungsprozesses bzw. wis-
senschaftlichen Meinungsbildungsprozesses
Praktisch aufgehoben und absolut gesetzt wer-
den .., Die Treueklausel ermächtigt den Staat,
die Kultusverwaltung rechtsstaatlich-demo-
kratisch zu organisieren '1212).

Zu interpretieren ist Roelleckes Position in
dem Sinn, daß der parlamentarisch-demokra-
tisch legitimierte Gesetzgeber berechtigt und
verpflichtet ist, die Verfahrensbedingungen
freier wissenschaftlicher Kommunikation zu
gewährleisten, die abweichende (Minder-
heits-)Positionen insoweit zulassen muß, als
sie nicht ihrerseits darauf abzielen, sich in dem
Sinne absolut zu setzen, daß sie andere wis-
senschaftlich begründbare Positionen nicht
mehr zu Worte kommen lassen.
Auf diesem Hintergrund begründet sich auch
überzeugend Rennerts Differenzierung der
unterschiedlichen, selbständig nebeneinan-
derstehenden Bestimmungen des Art. 5, III, 2
und des Art. 18 GG: Gemäß Art 18 GG „ver-
wirkt" seine Lehrfreiheit derjenige, der sie
„zum Kampfe gegen die freiheitlich-demokra-
tische Grundordnung mißbraucht". Gewisser-
maßen unterhalb des Geltungsbereichs des
Art. 18 ist Art. 5, III, 2 GG heranzuziehen,
wenn indoktrinierend oder agitierend die
Grenzen wissenschaftlicher Lehre überschrit-
ten werden13).
Ekkehard Beck vertieft die Analyse des Ver-
hältnisses von wissenschaftlicher Lehre und
Verfassungstreue im Sinne der „Freiheit und
Selbstverantwortung, der Emanzipation" als
Ziel der freiheitlich-demokratischen Grund-
ordnung. Ziel des Art. 5, III, 2 GG ist demnach,
die freiheitlich-demokratische Grundordnung
zu schützen, da andernfalls Emanzipation des
einzelnen nicht möglich ist. „Emanzipation des
einzelnen und freiheitlich-demokratische
Grundordnung bedingen sich gegenseitig.
Jede von beiden ist zugleich Ziel und Voraus-
setzung für die jeweils andere.“14)
Nach der Auffassung des Verf. läßt sich dieses
wechselseitige Bedingungsverhältnis in der
Parallelisierung der Strukturmerkmale der
freiheitlich-demokratischen Grundordnung
einerseits und der verfassungstreuen Wissen-
schaftslehre andererseits weiter aufklären.
Die freiheitlich-demokratische Grundordnung
im Sinne der gern. Art. 79, III GG unveränder-
baren Grundsätze der Menschenwürde i. S.
des Art. 1 (bzw. ihrer Konkretisierung in den
Hauptgrundrechten der Entfaltungsfreiheit
i. S. des Art. 2 und der Gleichheit vor dem Ge-



setz i. S. des Art. 3 GG) im demokratischen, so-
zialen Bundes- und Rechtsstaat i. S. des Art. 20
GG stellt sich dar als die Verbindung von
Mehrheitsprinzip und Minderheitenschutz, im
einzelnen konkretisiert als freie, gleichbe-
rechtigte, öffentliche Meinungs- und Willens-
bildung („Demokratie") und institutionalisier-
ter, gewaltenteiliger, gesetzmäßiger (Grund-)
Rechts- und Minderheitenschutz („Rechts-
staat", „Bundesstaat“).

Greifen wir auf die oben entwickelten Merk-
male des freien Wissenschaftsprozesses im
Sinne des Art. 5, III GG zurück, so ist die in-
haltliche Analogie von Demokratie und Wis-
senschaft nicht zu übersehen. Beide basieren
auf dem Vertrauen in die freien, gleichen, öf-
fentlichen Meinungs- und Willensbildungs-
prozesse auf der Grundlage zwangloser Infor-
mation und Diskussion. Der Unterschied liegt
lediglich in folgendem: Die (öffentlichen)
nichtwissenschaftlichen Meinungen stehen
nicht unter dem Anspruch ihrer methodisch-
systematischen Begründung und ihres argu-
mentativen, objektivierbaren Vergleichs. Ih-
nen fehlen die selbst auferlegten Grenzzie-
hungen der wissenschaftlichen Lehre, die den
freien Austausch aller kontrollierbaren Auf-
fassungen zu gewährleisten hat.

Dazu kommt, daß sie ohne weiteres überleiten
können zur politischen Willens- und Organi-
sationsbildung etwa im Sinne der Art. 8, 9 und
21 GG. Sie stehen damit in der ständigen Pro-
blematik der gegenseitigen Grundrechtsbe-
schränkungen auf der Logik des Art. 2, I (1.
Alt.) GG. Um die Realisierung der Grund-
rechte aller zu sichern nach den konditionalen
Regeln der Entfaltungsfreiheit (Art. 2, I GG)
und der Gleichheitvor dem Gesetz (Art. 3 GG),
hat der Verfassungsgeber dem sog. einfachen
Gesetzgeber den Gesetzesvorbehalt zur Be-
schränkung der Grundrechte eingeräumt. Im
Wege der abstrakten Rechtsgüterabwägung
sollen allgemeine Gesetze die Kriterien ge-
genseitiger Grundrechtsbeschränkungen kon-
kretisieren, um so den ungehinderten, gewalt-
freien, demokratisch-rechtsstaatlichen Wil-
lensbildungsprozeß rechtlich-institutionell zu
sichern.

Eines derartigen Gesetzesvorbehalts gegen-
über der Wissenschaftsfreiheit i. S. des Art. 5,
III GG bedarf es nicht. Aus ihrer oben entwik-
kelten Selbstbeschränkung heraus kann wis-
senschaftliche Lehre rechtslogisch Grund-
rechte anderer nicht verletzen. Sie kann nie-
manden aus dem Prozeß wechselseitig über-
prüfbarer Diskussion ausschließen. Dazu

kommt ein weiteres Spezifikum: Der Adressat
wissenschaftlicher Lehre hat frei zu bleiben in
seiner eigenen Erkenntnisbildung. Entweder
überzeugen ihn die dargelegten Aussagen und
Begründungen oder sie überzeugen ihn nicht.
Jeder Versuch, über argumentative Kommuni-
kation hinaus auf den Adressaten Druck aus-
zuüben, überschreitet die seit der Aufklärung
als selbstverständlich erkannten Grenzen wis-
senschaftlicher Auseinandersetzung.

Zusammenfassend können wir also von einem
Agitationsverbot wissenschaftlicher Lehre
sprechen, deren Verfassungstreue nichts an-
deres als ihre argumentativ-theoretisch-analy-
tische Selbstbeschränkung zum Ausdruck
bringt. Diese Erkenntnisse sollen nicht miß-
verstanden werden als Versuch, Wissen-
schaftler von politischen Engagements abzu-
halten. Sie sollen lediglich verdeutlichen, daß
für „politisierende" Wissenschaftler dieselben
rechtlichen Grundrechtsbeschränkungen gel-
ten wie für alle anderen politisch tätigen Bür-
ger auch. Der demokratisch-egalitäre Rechts-
staat des Grundgesetzes kennt keine Privile-
gien.

Diese verfassungsrechtliche Analyse verfas-
sungstreuer wissenschaftlicher Lehre soll
nicht abgeschlossen werden, ohne ein wei-
teres, mögliches Mißverständnis auszuräu-
men: Aus dem bisher entwickelten wechsel-
seitigen inneren und äußeren Entsprechungs-
verhältnis der Rationalität von freiheitlich-de-
mokratischer Grundordnung und wissen-
schaftlicher Lehre i. S. des Art. 5, III GG darf
nicht der Schluß gezogen werden, wissen-
schaftliche Lehre dürfe die Prinzipien der frei-
heitlich-demokratischen Grundordnung selbst
nicht kritisieren oder gar (theoretisch-analy-
tisch) ablehnen. Zwar erklärt das Grundgesetz
in Art. 79, III die „Änderung“ der Grundsätze in
Art. 1 und 20 GG für „unzulässig“; diese Be-
stimmung kann jedoch nicht im Sinne eines
wissenschaftlichen Frage-, Analyse- und Kri-
tikverbots interpretiert werden.

Jede unhistorische Tabuisierung und Fest-
schreibung widerspricht wissenschaftlich fort-
zuschreibender neuer Erkenntnisbildung und
-Vermittlung. So wie der Verfassungsgeber
nicht den (unsinnigen) Versuch unternommen
hat, die Grundsätze der freiheitlich-demokra-
tischen Grundordnung einer neuen Verfas-
sung (vgl. Präambel) vorzuschreiben, so ist
auch aus dem Text der geltenden Verfassung
kein Verbot herauszulesen, in wissenschaftli-
cher Form über das Grundgesetz hinauszu-
denken und zu diskutieren.



IV. Wissenschaftlichkeit und Verfassungstreue
im politischen Unterricht

In diesem Abschnitt unserer Überlegungen
gilt es nun, die bisher entwickelten Kriterien
verfassungstreuer wissenschaftlicher Lehre
(methodisch-systematischer Begründungsan-
spruch, Indoktrinations- und Agitationsver-
bot) als Inhalte und Grenzen des grundgesetz-
lichen Bildungsauftrages der Schule und des
politischen Unterrichts nachzuweisen. Auszu-
gehen ist dabei wiederum von höchstrichterli-
cher Interpretation des Art. 7,1 GG, in dem es
heißt: „Das gesamte Schulwesen steht unter
der Aufsicht des Staates.“
Als immer noch gültig anzusehen ist die Ent-
scheidung des Bundesverfassungsgerichts
(Bd. 26, S. 238 f.): „Zur Schulaufsicht i. S. des
Art. 7, I gehört jedenfalls die Befugnis des
Staates zur zentralen Ordnung und Organisa-
üon des Schulwesens mit dem Ziel, ein Schul-
system zu gewährleisten, das allen jungen Bür-
gern gemäß ihren Fähigkeiten die dem heuti-
gen gesellschaftlichen Leben entsprechenden
Bildungsmöglichkeiten eröffnet." Erweitern
läßt sich diese höchstrichterliche Erkenntnis
der Bildungsaufgabe der staatlichen Schule im
Interesse der gesellschaftlichen Qualifizie-
rung der Schüler durch das verfassungsrecht-
liche Gebot der Toleranz, daß das Bundesver-
fassungsgericht (NJW 1976, S. 947 ff.) in eini-
gen Entscheidungen vom 17. Dezember 1975
zur christlichen Gemeinschaftsschule heraus-
gearbeitet hat, wenn es im einzelnen in der Ur-
teilsbegründung feststellt:
„Das Grundgesetz legt ... nicht etwa einen
■ethischen Standard' im Sinne eines Bestands
von bestimmten weltanschaulichen Prinzipien
fest,... nach denen der Staat den von ihm ge-
stalteten Schulbereich auszurichten hätte ...
Der .ethische Standard' des Grundgesetzes ist
vielmehr die Offenheit gegenüber dem Plura-
lismus weltanschaulich-religiöser Anschauun-
gen angesichts eines Menschenbildes, das von
der Würde des Menschen und der freien Ent-
faltung der Persönlichkeit in Selbstbestim-
mung und Eigenverantwortung bestimmt ist.
In dieser Offenheit bewahrt der freiheitliche
Staat des Grundgesetzes seine religiöse und
weltanschauliche Neutralität“ Toleranz, Of-
fenheit, Sachlichkeit und Pluralität werden
noch einmal angesprochen im abschließenden
Begründungsteil: „Der Rahmen ist... auf Mit-
und Gegeneinander pluralistischer Kräfte zu-
geschnitten .... auf Versachlichung des Unter-
richts im Vortrag weltanschaulich religiöser

Auffassungen ..., bei deren Innehaltung auch
nichtchristliche Minderheiten nicht in eine
Isolierung gedrängt werden .. .
Diese Grundsätze der Respektierung der
Grundrechte, vor allem im Interesse von Mi-
noritäten, Pluralität der Weltanschauungen,
Toleranz und Verbot von Indoktrination las-
sen sich ebenfalls herauskristallisieren aus
dem letzten, für unser Thema entscheidenden
(sog. Sexualkunde-)Beschluß des Bundesver-
fassungsgerichts (NJW 1978, S. 807 ff.) vom
21. Dezember 1977, wenn die Urteilsbegrün-
dung im einzelnen feststellt: „Der Jugendliche
ist nicht nur Objekt der elterlichen und staatli-
chen Erziehung. Er ist vielmehr von vornher-
ein in immer stärkerem Maße eine eigene,
durch Art. 2, I in Verbindung mit Art. 1, I ge-
schützte Persönlichkeit" (S. 809), und daraus an
späterer Stelle die Konsequenz zieht: .Auf-
grund der Vorschriften des Grundgesetzes
(Art. 4; Art. 3, III; Art. 33, III GG) können die
Eltern ... die gebotene Zurückhaltung und To-
leranz bei der Durchführung der Sexualerzie-
hung verlangen. Die Schule muß den Versuch
einer Indoktrinierung der Schüler mit dem
Ziel unterlassen, ein bestimmtes Sexualver-
halten zu befürworten oder abzulehnen."
Unschwer läßt sich die hier entwickelte ver-
fassungsrechtliche Orientierung des Sexual-
kundeunterrichts auch auf den politischen Un-
terricht beziehen, wenn auch nicht zu überse-
hen ist, daß das Bundesverfassungsgericht hier
nur einen ersten Schritt gewagt hat, „auf hal-
bem Wege stehengeblieben ist“, indem es
nicht erkannte, daß eine konsequente Sub-
sumtion des Sexualkundeunterrichts (wie
auch jeden anderen Unterrichts) unter die
oben dargestellten Merkmale wissenschaftli-
cher Lehre am treffendsten den Geboten der
Entfaltungsfreiheit der Schüler bzw. den die-
sen entsprechenden Bildungsauftrag der
Schule nach den vom Bundesverfassungsge-
richt selbst zugrunde gelegten Regeln der Of-
fenheit, Pluralität, Toleranz und Sachlichkeit
Rechnung getragen hätte.
Offensichtlich erscheint dem Gericht der Ver-
pflichtungscharakter wissenschaftlicher Lehre
in seinen Konsequenzen auch für den Lehrer
an der staatlichen Schule noch nicht völlig ge-
klärt, wenn die Urteilsbegründung (S. 811) dem
Parlament „die Festlegung der Erziehungs-
ziele in den Grundzügen („Groblernziele") und
den Schulbehörden die Bestimmung der „Fein-



lernziele und der zur Erreichung der Ziele
zweckmäßigsten Unterrichtsmethoden" zu-
weist und erst die „letzten Einzelheiten dem
Lehrer beim Unterricht in der Schulklasse an-
heimgibt".
Das Gericht hat sich nicht von tradierten Vor-
stellungen über die „pädagogische Freiheit"
und seiner „pädagogischen Verantwortung" lö-
sen können, die anscheinend nur darin be-
gründet sein sollen, daß „Einzelheiten der
Lehr- und Lernmethoden ... grundsätzlich
nicht der gesetzlichen Regelung" (also auch
hier noch Zugriffsmöglichkeiten der Schulbe-
hörden?) „vorbehalten seien, zumal da solche
Einzelheiten kaum normierbar sein werden
und die Unterrichtsgestaltung für situations-
bedingte Anpassung offen bleiben muß“.
Mit keinem Wort hat das Gericht einen ver-
fassungsrechtlichen Begründungsansatz ange-
sprochen, aus dem sich zwingend die hier ein-
geräumte Kompetenz der Schulbehörden zur
Bestimmung der „Feinlernziele" und „Unter-
richtsmethoden" ableiten läßt Auch der an-
sonsten richtige Grundgedanke bezüglich des
Gesetzesvorbehalts in grundrechtsrelevanten
Fragen im Schulwesen erscheint in den Kon-
sequenzen ungeklärt. Anscheinend hat das
Gericht sich nicht praktisch veranschaulicht,
ob und inwieweit parlamentarisch-gesetzlich
bestimmte Groblernziele des Unterrichts die
Grundrechte von Schülern überhaupt verlet-
zen können.
Dazu sind zum einen Lernziele im politischen
Unterricht erfahrungsgemäß viel zu leerfor-
melhaft und kaum operationabel15). Zum an-
deren jedoch könnte eine hinreichende be-
stimmte Zielfixierung — möglicherweise noch
dazu nur von einer knappen parlamentari-
schen Mehrheit getragen — die Grundrechte
der Schüler in problematischer Weise ein-
schränken. Läge es da nicht nahe, aus didakti-
schen und rechtlichen Gründen generell auf
gesetzliche — und konsequenterweise auch
auf behördliche — Zielfixierungen zu verzich-
ten? Damit würden keineswegs die grundge-
setzlichen Bildungsaufgaben eines vergleich-
baren, gleichwertig qualifizierenden Schulwe-
sens gefährdet. Verfassungsrechtlich überzeu-
gend hat das Bundesverfassungsgericht, wenn
auch erst am Schluß seiner Urteilsbegründung
zur Sexualkundeentscheidung (S. 811), die
Verpflichtung des Gesetzgebers zur grund-
rechtsrelevanten gegenständlichen Organisa-

tion und Verfahrensregulierung des Unter-
richts herausgearbeitet.
Einen rechtlichen Weg, gegenständliche Or-
ganisation von Lernprozessen und wissen-
schaftliche Qualifizierung institutionell re-
gelnd unter dem Anspruch der Effizienz auf-
einander zu beziehen, hat das Hochschulrah-
mengesetz gewiesen, wenn es in den §§ 2; 3, III,
IV; 7; 11; 12; 15 und zum Ausdruck bringt,
daß die Freiheit wissenschaftlicher Lehre i. S.
des Art. 5, III GG bezüglich ihrer Fragestellun-
gen, ihrer Methodik, ihrer Bewertungen und
Verbreitung gewährleistet ist im Interesse sy-
stematisch
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-geordneter Qualifizierung der Ler-
nenden. Welches rechtliche Interesse könn-
ten Gesetzgeber und Schulbehörden darüber
hinaus für sich in Anspruch nehmen, es sei
denn, es ginge ihnen gar nicht um die Siche-
rung wissenschaftlichen Unterrichts, dessen
Begründung im Anschluß an die neuere
Rechtslehre noch vertieft werden soll.
Im Zentrum der Empfehlungen des Deutschen
Bildungsrates steht das Anliegen, „für alle das
wissenschaftsorientierte Lernen zu organisie-
ren". Dieses wird im wesentlichen begründet
mit dem .Anspruch ebenso des einzelnen wie
der Gesellschaft darauf, daß die Selbstentfal-
tung der Person und die Selbständigkeit ihrer
Entscheidungen und Handlungen durch eine
hinreichende Orientierung in der modernen
Welt gefördert wird, insbesondere durch ein
kritisches Verständnis der Zusammenhänge,
die das Leben des Menschen mitbestimmen.
Ebenso liegt es im Interesse des einzelnen wie
der Gesellschaft, daß die Fähigkeit zur Mitwir-
kung im demokratischen Staat, das elemen-
tare Verständnis von Wissenschaft... entwik-
kelt wird ... Die Bedingungen des Lebens in
der modernen Gesellschaft erfordern, daß die
Lehr- und Lernprozesse wissenschaftsorien-
tiert sind."16)
Leider beläßt es der Deutsche Bildungsrat bei
derartigen „Empfehlungen“, ohne wirklich
konsequente, rechtlich relevante, institutiona-
lisierte Regelungsvorschläge.
Aus der großen Anzahl von Beiträgen der jün-
geren Rechtslehre zur Wissenschaftsfreiheit
des Lehrers soll -wiederum Ekkehard Becks
Dissertation herausgehoben werden. Zu wür-
digen ist vor allem Becks Erkenntnis über den
Charakter moderner Didaktik als forschungs-
und lehrbezogener Unterrichtswissenschaft,
deren Grundzüge wegen ihrer rechtlichen Be-



deutung relativ ausführlich zitiert werden sol-
len.
Beck (S. 41) setzt sich auseinander mit der
weithin verbreiteten, in der Regel auf Un-
kenntnis beruhenden Abwehrhaltung gegen-
über der Didaktik, über die „die Meinung
herrscht, sie sei etwas Wissenschaftsfremdes,
weil sie — gleichsam von außen — an die wis-
senschaftliche Lehre herangetragen werde".
Im Kontrast dazu vertieft Beck (S. 47 f.) die Er-
kenntnis, daß das Bemühen um optimale kom-
munikative Verwertung von Forschungser-
gebnissen selbst ein Prozeß ist, in dem For-
schung und Lehre einen jeweils aktualisierten
Bedingungszusammenhang eingehen in dem
Verständnis von Wissenschaft, die „eine... Er-
kenntnis darstellt und dabei offenlegt, wie
diese zustande gekommen ist".

Für Beck „konstituiert sich ein wissenschaftli-
cher Sachverhalt durch die Aussage, deren
Gegenstand er ist. Daraus folgt, daß die Aus-
sage nicht neben der .eigentlichen Erkenntnis'
besteht und dieser lediglich hinzugefügt wird.
Sie ist vielmehr das .Zwischenmedium', in dem
die wissenschaftliche Erkenntnis überhaupt
erst existiert. Denn wissenschaftliche Er-
kenntnis ist undenkbar ohne die Sprache, in
der wissenschaftliche Feststellungen nieder-
gelegt werden."

Becks schlußfolgerndes Resümee: „Wissen-
schaft ist somit nicht nur Darstellung schlecht-
hin, sondern Darstellung, die sich an und nach
dem Adressaten und dem Zweck richtet, dem
sie dient ... Es besteht ein notwendiges Ver-
hältnis zwischen Erkenntnis und Kommunika-
tion .. „ das sich als ein der Wissenschaft selbst
innewohnendes Prinzip begreifen läßt." „Es
macht Wissenschaft" — so Beck (S. 54) —
»nicht unwissenschaftlich, wenn sie sich Re-
chenschaft darüber gibt, wozu sie dies oder das
treibt und sagt; es gehört nicht auch noch
dazu, es macht geradezu ihre zentrale Aufgabe
aus, die Aussage in ein... ökonomisches, ratio-
nales Verhältnis zur möglichen Anwendung
zu bringen."

Es wäre nicht einzusehen, daß die systemati-
sche Katalogisierung von Museumsgegen-
ständen — wie oben erwähnt — höchstrichter-
lich (zu Recht) als wissenschaftliche Tätigkeit
erkannt wird, während der jeweils forschend
und lehrend zugleich didaktisch reflektierte
Zusammenhang zwischen „Stoff" und mögli-
chen Erkenntnisinteressen der Lernenden
»bloßer", d. h. nichtwissenschaftlicher Unter-
richt sein soll.

Hochschullehre und Unterricht bewegen sich
aufeinander zu. Unbestritten dürfte die Beob-
achtung sein, daß der Anteil der „reinen Lehre"
im Sinne des monologisierenden Vortrages
quantitativ zurückgegangen ist, nicht zuletzt
angesichts der Erkenntnis geringerer Lerneffi-
zienz dieses eindimensionalen Kommunika-
tionsweges. Dazu kommt die ebenfalls unbe-
streitbare Einsicht in die Notwendigkeit,
Schüler und Studenten in Methoden wissen-
schaftlichen Arbeitens einzuführen, um sie in
den Stand zu versetzen, die expandierende
Flut von Informationen systematisch, zielge-
richtet und problembezogen auszuwerten. An-
gesichts massenhaft vorliegender oder leicht
vorzulegender schriftlicher Materialien
würde es einen anachronistischen Rückfall be-
deuten, wenn Lehrer und Hochschullehrer
nicht in das Zentrum ihrer Organisation von
Lernprozessen mit Studenten und Schülern
den kritischen Umgang mit ausgewählten Ma-
terialien und Quellen selbst stellten. Gerade
im politischen Unterricht erscheint das Lehr-
buch für sich allein genommen in der Regel —
notwendigerweise — eher einseitig und rasch
überholt. Wichtiger wäre eine technisch-opti-
male Ausstattung der Schulen mit Unter-
richtsmaterialien aus den Bereichen des Fern-
sehens und der Presse. Je vielseitiger und dif-
ferenzierter den Schülern auf diesem Wege
das öffentliche politische Meinungsspektrum
zu ihrer eigenen, vom Lehrer methodisch an-
geleiteten Analyse vorgelegt wird, desto ge-
genstandsloser wird die Gefahr der Indoktri-
nation und Agitation.
Unter dieser Perspektive sollte ein letztes,
verbreitetes, rechtliches und didaktisches
Mißverständnis korrigiert werden. Intentio-
nen — selbst solche gesetzgeberischer oder
behördlicher Herkunft —, die Schüler mit ir-
gendwelchen „Werten" zu „identifizieren", sind
als wissenschaftlich und verfassungsrechtlich
unzulässig anzusehen. Das Grundgesetz hat
keine „Werte“ normiert, sondern Grundrechte
der Bürger und Rechtspflichten staatlicher Or-
gane. Verfassungsrechtlich zweifelhaft ist
auch, ob den Lehrern überhaupt neben den El-
tern i. S. des Art. 6, II GG ein Erziehungsrecht
gegenüber den Schülern zusteht, das über de-
ren Verhaltensorientierung im Interesse eines
geordneten Unterrichtsablaufs hinausgeht.
Zweifelsfrei ist allerdings der grundgesetzli-
che Bildungsauftrag der Lehrer an einer staat-
lichen Schule, unzweideutig den rechtlichen
Verpflichtungscharakter (grund-)gesetzlicher
Regelung herauszustellen, deren Respektie-
rung allerdings in ihren allgemeinen Vortei-
len begründet werden sollte; dies ist jedoch



nicht im Sinne einer Propagandapflicht mißzu-
verstehen.
Welche wissenschaftlich-politische Substanz
sollte einer gesinnungsmäßigen Werte-Identi-

fikation zukommen, die nicht auf argumenta-
tiv vergleichende, freigebildete Einsichten in
die Vorteile grundrechtlicher Ordnung be-
ruht?

V. Ergebnis
x

Halten wir abschließend die Kriterien wissen-
schaftlich-verfassungstreuer Verfahrensfor-
men des Lehrers im politischen Unterricht
fest:
1. Er ist gebunden an die gegenständlich-orga-
nisatorischen, gesetzlichen und behördlichen
Regelungen bzw. kollegialen Absprachen be-
züglich der Auswahl und Reihenfolge der Un-
terrichtsthemen, damit ein geordnetes, gleich-
wertiges und vergleichbares Unterrichtsange-
bot gewährleistet bleibt.
2. Er ist gehalten, nach den Regeln wissen-
schaftlicher Diskussion im Unterricht den
Schülern gegenüber seine Quellen, Katego-
rien, Methoden und Fragestellungen insoweit
auszuweisen, als diese willens und interessiert
sind, diese kritisch analysierend zu verglei-
chen und zu überprüfen.

3. Er darf abweichende, ebenfalls wissenschaft-
lich begründbare Positionen nicht unterdrük-
ken, sondern hat zumindest auf sie zu verwei-
sen.
4. Ihm ist jeder Druck auf die Willens- und Ent-
scheidungsbildung der Schüler verwehrt.
Wohl aber ist er berechtigt und unter Umstän-
den sogar verpflichtet, im Rahmen seines
grundgesetzlichen Bildungsauftrages die
Schüler zur Wahrnehmung ihrer Grundrechte
zu qualifizieren, politische Aktionen (der
Schüler) antizipierend oder nachträglich in ih-
ren Verlaufsformen, Bedingungen, Alternati-
ven und Konsequenzen zu analysieren.
Was könnte und sollte angesichts dieser
strengen Pflichten des Lehrers weiter an wis-
senschaftlicher Verfassungstreue im politi-
schen Unterricht zu fordern sein?



Wolfgang Behr

Konflikte und Konfliktbewältigung
in der politischen Bildung

I. Bilanz konflikttheoretischer Ansätze in der politischen Bildung

Konflikte sind alltäglich und allgegenwärtig.
Sie begegnen uns in vergleichsweise harmlo-
sen Streitigkeiten zwischen spielenden Kin-
dern ebenso wie in todbringenden Gewaltak-
tionen des Krieges. Unterschiedliche Arten
der Behandlung von Konflikten in der politi-
schen Bildung haben tiefgreifende Konflikte
in der politischen Bildung selbst hervorgeru-
fen. Es bestehen Konflikte zwischen unter-
schiedlichen didaktisch-politischen Konzep-
tionen — „Konflikt" ist zu einem Reizwort in
der politischen Bildung geworden. Die damit
einhergehende Verunsicherung von Lehrern,
Studenten und Schülern hat ein Ausmaß ange-
nommen, das es geboten erscheinen läßt, sich
mit dieser grundlegenden Thematik zu befas-
sen. Am Anfang steht daher eine knappe Bi-
lanz:
Die sechziger Jahre (insbesondere deren
zweite Hälfte) brachten eine zunehmende Be-
tonung des Konfliktansatzes in der politischen
Bildung. Partnerschafts- und Harmoniemodel-
len1) wurden Konflikt- und Emanzipationsmo-
delle entgegengestellt2). Sozialwissenschaft-
lich zugrunde gelegt wurden die liberale Kon-
flikttheorie Ralf Dahrendorfs3) und die kri-
tisch-emanzipatorische Theorie der „Frankfur-
ter Schule“4). Für Dahrendorf galt es, „in Kon-
flikten das fruchtbare und schöpferische Prin-
zip zu erkennen“5). Jenseits des Realitätsprin-
zips" erschien Herbert Marcuse „die fortge-

setzte unterdrückende Organisation der
Triebe weniger durch den .Kampf ums Dasein'
erzwungen, als durch ein Interesse an der Ver-
längerung dieses Kampfes — ein Interesse der
Herrschaft.“ )6
Die meisten Auseinandersetzungen unter-
schiedlicher politisch-didaktischer Konzeptio-
nen reduzierten daraufhin ihren Erkenntnis-
horizont auf Konflikt- und Emanzipationskon-
zepte oder harmonisierendes und problemver-
harmlosendes Ordnungsdenken. Tatsächlich
handelt es sich dabei um zwei Extremformen
der Behandlung von Konflikten in der politi-
schen Bildung7). Die Realität von Konfliktsi-
tuationen und ihre Behandlung im Unterricht
kam dabei immer wieder zu kurz.
Die „Tendenzwende“ in der ersten Hälfte der
siebziger Jahre war eine Konsequenz des zu-
nehmenden Konfliktpotentials in der Gesell-
schaft Erscheinungen des Extremismus und
Radikalismus, hervorgegangen aus der Pro-
testbewegung der „Neuen Linken", lieferten
Rechtfertigungsargumente für konservative
Gegenmaßnahmen. Deren Initiatoren hatten
ohnehin von jeher einem sozialliberalen De-
mokratieverständnis und einer emanzipatori-
schen Veränderung der Gesellschaft skeptisch
bis ablehnend gegenübergestanden8).



Die Hessischen Rahmenrichtlinien für Gesell-
schaftslehre und die Richtlinien für den politi-
schen Unterricht in Nordrhein-Westfalen
führten zu einem weitreichenden politischen
Tendenzumschwung, der auch in der politi-
schen Bildung einen starken Niederschlag
fand. Zum Ausdruck kam dies
— in dem Protest der hessischen Elternver-
eine gegen die Rahmenrichtlinien;
— in einer Reihe von einseitig konservativ in-
spirierten Gutachten zu Rahmenrichtlinien
und Schulbüchern für den politischen Unter-
richt;
— in der verstärkten Ablehnung von Schulbü-
chern, die ihrem Inhalt nach die Schüler zur
Kritikfähigkeit erziehen wollten;
— in einem offiziösen Gegenkonzept zu kon-
fliktorientierten und kritischen Ansätzen in
der politischen Bildung9);
— in den Thesen „Mut zur Erziehung"10), die
eine Richtungsänderung im Sinne normativ-
ontologischer Gewissensbildung und Tugend-
lehre anstreben.
Verzerrungen und Überspitzungen, Eindimen-
sionalität und Realitätsferne, die teilweise im
Gefolge der „Konflikt- und Emanzipationspäd-
agogik" auftraten, bewirkten entsprechende
konservative Reaktionen.
Eine tiefe Verunsicherung ist durch dieses
konfliktorientierte/restaurative Wechselbad
eingetreten. Die Auswirkungen halten unver-
mindert an. Betroffen sind davon Lehrer, Stu-
denten und Schüler sowie der gesamte Be-
reich der politischen Bildung. Lehrer fragen
skeptisch:
Wieweit dürfen wir bei der Behandlung von
Konflikten im Unterricht überhaupt gehen?
Wie sollen wir uns im Unterricht mit dem Ter-
rorismus auseinandersetzen, wenn wir nicht
wagen, die eine oder andere uns wichtig er-
scheinende Quelle den Schülern zu Interpre-
tation und Diskussion zugänglich zu ma-
chen?
Wie können wir die wirtschaftliche und ge-
sellschaftliche Entwicklung der Bundesrepu-
blik behandeln, wenn Probleme der Energie-
versorgung (Kernkraftwerke) und Analysen

über die Folgen des weiteren quantitativen
wirtschaftlichen Wachstums notwendiger-
weise zu einer kritischen Auseinandersetzung
mit bestehenden Zuständen in der Bundesre-
publik führen?
Wie sollen wir das politische System der Bun-
desrepublik zutreffend behandeln, wenn wir
nicht wissen, wieweit wir die Rolle der Par-
teien, die Politik von Regierung, Opposition
und Verwaltung, den Funktionsverlust der
Parlamente und die Anstöße von Bürgerini-
tiativen kritisch und konfliktangemessen be-
handeln dürfen?
Wie sollen wir den Schülern Kenntnisse über
den Nahost-Konflikt vermitteln, wenn wir
nicht wagen, zentrale Konfliktelemente zwi-
schen Israelis und Palästinensern offen zu dis-
kutieren, um nicht in den Verdacht zu geraten,
PLO-Sympathisanten zu sein?
Wie sollen wir die Rolle der Weltmächte USA
und UdSSR im Mittelost-Konflikt (Iran, Afgha-
nistan) realistisch darstellen, wenn wir unsi-
cher sind über den Bonus, den wir der ameri-
kanischen Politik als verbündeter Macht ein-
räumen sollen, während wir die UdSSR vor-
wiegend in der Perspektive einer imperiali-
stisch-aggressiven Supermacht sehen?
Wie sollen wir zutreffend das Verhältnis von
Bundesrepublik und DDR bestimmen, wenn in
einem Beschluß der Kultusministerkonferenz
ein Vergleich der beiden deutschen Staaten
gefordert wird, der die Bewertung der DDR
ausschließlich dem Wertmaßstab des Grund-
gesetzes unterwirft?11)
Wie sollen wir Themen wie .Familie', .Jugend',
.Erziehung' und .Bildung' behandeln, wenn alle
diese Themen mit Tabus belegt sind in einer
Weise, daß nicht klar ist, wieweit die freiheit-
lich-demokratische Grundordnung der Bun-
desrepublik für die Lehrfreiheit genutzt wer-
den darf und wo möglicherweise Anschuldi-
gungen eines nicht verfassungskonformen
Verhaltens erhoben werden könnten?
Das Grundgesetz der Bundesrepublik gibt dar-
auf ebensowenig eine rezeptartige Antwort
wie die Lehrpläne in den einzelnen Bundes-
ländern12). Konflikte sind somit — und dies
auf pluralistisch-demokratischer Grundlage
zu Recht — in den Grundnormen der Men-
schenwürde, der freien Entfaltung der Persön-



lichkeit, des Rechtsstaats und der freiheitlich-
demokratischen Grundordnung selbst ange-
legt und sind nur am jeweiligen Einzelfall und
dessen strukturell-funktionaler Einbeziehung
in die Gesamtzusammenhänge zu konkretisie-
ren. Nur so sind sie in der politischen Bildung

zu veranschaulichen, zu bewerten und zu ent-
scheiden. Die Analyse und Bewertung konkre-
ter Konflikte auf pluralistisch-demokratischer
Grundlage hilft undiskutierte und unkritische
Gesinnungsvermittlung und konventionell-
statische Institutionenkunde zu überwinden.

II. Konsequenzen für die Behandlung von Konflikten

Als Konsequenz dieser Bilanz kann es nicht
darum gehen, in Rückzugsgefechten rechtha-
berisch zu behaupten, dieses oder jenes Ele-
ment der Dahrendorfschen Konflikttheorie
oder der Emanzipationsansätze der Frankfur-
ter Kritischen Schule seien objektiv richtig, sie
seien nur falsch verstanden oder durch die Re-
aktion verfälscht worden. Ebensowenig geht
es darum, wichtige Denkanstöße konflikttheo-
retischer und kritisch-emanzipatorischer
Richtung einfach über Bord zu werfen. Es sind
vielmehr deren Leistungen und Schwächen
unter den Bedingungen ihres wissenschaftli-
chen Diskussionsstandes, ihrer politisch-di-
daktischen Anwendung und ihrer praktischen
Wirksamkeit zu überprüfen und daraus
Schlußfolgerungen für Wissenschaft, Erzie-
hung, Bildung und Politik zu ziehen.
Wichtig und unausweichlich ist hierbei die
Feststellung, daß es — soweit geschehen —
falsch war undist, Konflikte einseitig den Inte-
grationsmechanismen einer ihren Ansprü-
chen nach normal funktionierenden Gesell-
schaft überzuordnen. Jeder historische Rück-
blick vermag zu verdeutlichen, daß zwar in al-
len Gesellschaften zu jeder Zeit Konflikte vor-
handen waren, daß jedoch die normale Ent-
wicklung durch die Integrationsfähigkeit un-
terschiedlicher Gruppen in einer Gesellschaft
gekennzeichnet war und nur die Anomalität
(Kriege, Revolutionen, Gesellschafts- und
Wirtschaftskrisen) durch die Dominanz von
antagonistischen Strukturkonflikten. Dies ist
nicht zuletzt darauf zurückzuführen, daß aus-
schließlich oder überwiegend in anomalen,
dysfunktionalen gesellschaftlichen und politi-
schen Situationen Konfliktzuspitzungen statt-
finden, in denen sich Herrschende und Be-
herrschte in unversöhnlichem Gegensatz ge-
genüberstehen (Bürgerkrieg, Revolution) oder
Staaten sich zu Allianzen zusammenschließen,
die in der Ausschließlichkeit des Freund-
Feind-Denkens gegeneinander Krieg führen.
Bezeichnenderweise bricht im Anschluß an
jede Revolution und an jeden Krieg ein mehr-

dimensionaler Konflikt wieder auf, in dem sich
die zuvor eindimensionale Zuspitzung des
Konfliktaustrags wieder auf eine stärker ge-
streute Breite widerstreitender Interessen
verteilt. Es sei zusätzlich an dieser Stelle ver-
merkt, daß derartig vehementen Totalkonflik-
ten in der Regel Konfliktunterdrückungen
und -Verdrängungen vorausgegangen sind, die
zu einer derartig explosiven Lage geführt ha-
ben.
Analyse und Behandlung von Konflikten ha-
ben somit für die Normalsituationen und
-entwicklungen von Gesellschaften und Staa-
ten — „normal" soll heißen: gemessen an ihren
eigenen Ansprüchen und ihrem Selbstver-
ständnis — deren Integrationsmechanismen
und Integrationswirkungen zu berücksichti-
gen. Es sind Integrationsmechanismen, die
maßgeblich Bewußtsein, Denken und Handeln
der Mehrzahl der Menschen in einer Gesell-
schaft bestimmen — und häufig auch die Poli-
tik. Traditionen, Gewohnheiten und beste-
hende Strukturen — so mangelhaft sie allge-
mein oder unter bestimmten Wertgesichts-
punkten (z. B. soziale Gerechtigkeit) sein mö-
gen — haben auf das menschliche Zusammen-
leben und dessen politische Gestaltung durch-
weg stärkeren Einfluß als gesellschaftliche
Konflikte. Dies trifft auch unter den Bedingun-
gen tiefgreifender Strukturkonflikte zu, wie
etwa zwischen Kapital und Arbeit in westli-
chen Industriegesellschaften oder zwischen
autoritären Parteiführungen und wichtigen
Teilen der Gesellschaft in einer Reihe osteuro-
päischer sozialistischer Staaten.
Aufgabe der Konfliktanalyse ist es, Konflikt-
potentiale nachzuweisen und mit der Integra-
tionsfähigkeit eines gesellschaftlich-politi-
schen Systems oder mehrerer Systeme in Ver-
bindung zu setzen. Eine derartige dialektische
Methode geht davon aus, daß Konflikte
ebenso selbstverständliche Bestandteile von
Gesellschaften sind wie deren integrative
Strukturen und Elemente. Ein Übergewicht an
fntegration („Ultra-Stabilität") führt zur politi-



sehen Kastration einer Gesellschaft Nach al-
ler bisherigen Erfahrung wird eine derartige
Stabilität durch den Staat und nicht durch ge-
sellschaftliche demokratische Prozesse garan-
tiert. Die groteske Folge wäre für eine derart
„stabile" Demokratie, daß sie sich ihrer Demo-
kraten entledigt. Eine Überbetonung von Kon-
flikten vermindert oder behindert demgegen-
über die Steuerungsfähigkeit der politischen
und gesellschaftlichen Entscheidungszentren
und führt damit zur Funktionsunfähigkeit der
gesamten Gesellschaft.
Weder werden auf Dauer Konflikte durch In-
tegrationsmechanismen aus der Welt ge-
schafft, noch beinhaltet die Eskalierung eines
Konfliktpotentials notwendigerweise die be-
rechtigte Aussicht auf die Überwindung von
Schwächen und Mängeln eines Systems. Viel-
mehr bestehen wechselseitige Bezugsverhält-
nisse zwischen politischen, gesellschaftlichen
und wirtschaftlichen Strukturen, deren Funk-
tionen und Dysfunktionen. Konsensus- und
Zwangsmodelle der Gesellschaft13) sind somit
in der Realität in je spezifischen Mischformen
anzutreffen. Jede Gesellschaft (außer in Pha-
sen der äußersten Krise) weist Verbindungen
auf von:
Stabilität und Instabilität,
Statik und Dynamik,
Stillstand und Wandel,
Gleichgewicht und Ungleichgewicht,
Funktionalität und Dysfunktionalität,
Konsensus und Zwang,
Integration und Konflikt.
Daraus sind für die Bestimmung der Rolle von
Konflikten in der politischen Bildung Konse-
quenzen zu ziehen. Eine Rückkehr zu Partner-
schaftserziehung, Harmonie- und Gemein-
schaftsmodellen kann keine ernst zu neh-
mende Alternative zur Korrektur fehlerhafter
Einseitigkeiten und Fehleinschätzungen sein,
die im Rahmen konfliktorientierter politischer
Didaktik zutage traten. Es ist vielmehr an der
Zeit, durch die Überprüfung verschiedenarti-
ger Ansätze in der politischen Bildung Maß-
stäbe zu gewinnen, die das Erlernen des Ver-
haltens in Konfliktsituationen unter realen ge-
sellschaftlichen Bedingungen in der politi-
schen Bildung erleichtert. Im Vordergrund
stehen dabei weder abstrakte ethische Nor-
men (Sittlichkeit, Vertrauen, Dankbarkeit)

noch eindimensionale emanzipatorische An-
sprüche. Beide Zielleitlinien erwiesen sich in
der Vergangenheit als so realitätsfern, daß sie
wenig dazu beitrugen, in der politischen Bil-
dung dem einzelnen Hilfen anzubieten zur Be-
wältigung seiner alltäglichen Lebenssituatio-
nen, deren Einordnung in übergreifende ge-
sellschaftlich-politische Zusammenhänge und
für die daraus sich ergebenden Perspektiven.
Der wichtige und grundlegende Auftrag der
politischen Bildung, mündige Demokraten zu
erziehen, wird durch ein Demokratieverständ-
nis eingelöst, das Konflikte nicht verdrängt
oder verschleiert, sondern offenlegt, analysiert
und nach überprüfbaren Werteprämissen und
Zielen entscheidet. So werden demokratische
Prozesse in der Gesellschaft gewährleistet
und der Auslaugung durch einseitiges Ord-
nungs- und Sicherheitsdenken mit dem ein-
hergehenden Verlust bürgerlichen demokrati-
schen Selbstbewußtseins und einer Tendenz
zu politischer Ängstlichkeit und Passivität
entgegengewirkt.
Anzuknüpfen ist an bestehenden unterschied-
lichen Denkstrukturen und Verhaltensweisen
als den Ergebnissen unterschiedlicher Soziali-
sationsprozesse in einer demokratischen Ge-
sellschaft14). Hierzu erbrachten empirische
Untersuchungen immer wieder Hinweise auf
ein politisch überwiegend konfliktscheues
Verhalten in der Bundesrepublik15). Es darf al-
lerdings keine Verharmlosung von Konflikten
geben, nur weil ein Teil der davon Betroffenen
nicht über ein entsprechendes Problem- und
Konfliktbewußtsein verfügt. Beispiele hierfür
beziehen sich auf Probleme des technologi-
schen „Fortschritts" (Gift, Schmutz, Lärm), Kon-
flikte im Zusammenhang mit einer Fortset-
zung des quantitativen wirtschaftlichen
Wachstums (Kernenergie, Energiesparen, al-
ternative Energiegewinnung, Sicherung des
wirtschaftlichen Wohlstandes und der
Arbeitsplätze), Dilemmata zwischen Anforde-
rungen der inneren Sicherheit (Verfassungs-
schutz, polizeiliche Computerkontrolle, Extre-
mistenabwehr) und legitimen persönlichen
Freiheitsrechten, Ursachen und Wirkungen
täglicher inhumaner Lebensverhältnisse
durch „Wohnmaschinen" sowie die psychische
und physische Gesundheit gefährdenden
Arbeitsplatzverhältnisse.



Konflikt- und Entscheidungsfähigkeit zu ver-
mitteln unter den Bedingungen einer plurali-
stisch-demokratischen Gesellschaftsstruktur
ist eine schwierige Aufgabenstellung für die
politische Bildung. Geht es etwa um das „Ja"
oder „Nein" zum Bau von Kernkraftwerken, so
vertritt ein Ingenieur, der an der Herstellung
von Kernkraftwerken mitwirkt, legitimer-
weise eine andere Auffassung als ein davon
betroffener Landwirt oder Winzer. Deren Ein-
stellungen können auch ihre Kinder beeinflus-
sen, so daß das pluralistische Meinungs- und
Interessenspektrum der Gesellschaft in Schul-
klassen reproduziert wird. Es entsteht so ein
Entscheidungskonflikt zwischen vielfältigen
Dimensionen — nicht nur „der gesellschaftli-
chen Dimension" oder „der Dimension der Be-
troffenen", sondern vielfältigen gesellschaftli-
che Dimensionen und den Dimensionen vieler
Betroffener. Zu berücksichtigen sind hierbei
differenzierte bestehende Macht- und Interes-
senverhältnisse, vor allem im Bereich
— des Staates auf der Grundlage von dessen
zentraler Entscheidungskompetenz und des-
sen erwarteter Fähigkeit, diese auch exekutiv
durchzusetzen, dabei allerdings die Gesamt-
zahl gesellschaftlicher Interessen soweit wie
möglich zu berücksichtigen;
— der Wirtschaft auf der Grundlage des tech-
nologischen Wissens, des dadurch bedingten
Informationsvorsprungs sowie damit verbun-
dener verbesserter Durchsetzungsmöglichkei-
ten für eigene Interessen;
— der Gesellschaft auf der Grundlage grup-
penspezifischer Pluralität und entsprechender
Vielfalt der Meinungs- und Willensbildungs-
prozesse sowie deren sich gegenseitig teil-
weise ausschließenden Realisierungsmöglich-
keiten;
— der legitimen Grundlagen der Verfassung.
Die Vielfalt dieser Macht- und Interessenver-
hältnisse zeigt sich in der Rolle von Parteien
und Verbänden, Bundestag und Landtagen,
Bundesregierung und Landesregierung, Re-
gierungen und Oppositionen, Bürgerini-
tiativen und Gerichtsentscheidungen. Gerade
der Konflikt um den Bau von Kernkraftwer-
ken vermag zu verdeutlichen, daß es sich hier-
bei nicht um einen simplen Strukturkonflikt

zwischen Kapital und Arbeit handelt, sondern
um ein äußerst differenziertes, mehrdimensio-
nales Konfliktpotential. So sprachen sich etwa
Gewerkschaftsvorsitzende nach teilweisem
Widerstand und unschlüssigem Zögern mit
Einschränkungen für den weiteren Bau von
Kernkraftwerken aus16). Ein gutes Beispiel ist
weiterhin die äußerst vielfältige Ökologie-Be-
wegung in der Bundesrepublik (Grüne, Bunte,
Kernkraftgegner, Alternative, biologische
Landwirte). Traditionelle orthodoxe Raster der
Gesellschaftseinteilung (Klassen, Intelligenz,
Progressive) versagen, wenn sie dazu herhal-
ten sollen, die an diesem Konfliktpotential Be-
teiligten schubladenförmig einzuteilen.
Das erhöhte und vielfältige Konfliktpotential
in den entwickelten westlich-demokratischen
Industriegesellschaften bringt es mit sich, daß
es immer schwieriger wird, einen die jeweilige
Gesellschaft integrierenden Konsens im je
konkreten Einzelfall kurzfristig herzustellen.
Derartige Konsense setzen voraus, daß Kon-
fliktregelungen erreicht werden, die
— mehrheitsfähig,
— integrationsfähig und
— kompromißfähig
sind. Die Vielzahl häufig widersprüchlicher
Grundsatz- und Einzelentscheidungen verhin-
dert die Realisierung umfassender gesell-
schaftlicher und politischer Konsensbildun-
gen. Die Konsequenz daraus ist, daß die Men-
schen in den westlichen demokratischen Indu-
striegesellschaften mehr denn je dazu befähigt
sein müssen, in Konflikten zu leben, dennoch
jedoch nicht zu resignieren, sondern Konflikt-
regelungsstrategien zu entwerfen, die ihnen
die Wahrnehmung eigener Interessen erlau-
ben. Dies alles hat sich auf dem Boden eines
demokratisch-pluralistischen Grundkonsen-
ses zu vollziehen.



III. Mehrdimensionale Konfliktfähigkeit

Konsensbildung durch „optimale Objektivie-
rung" ) oder „in Wahrheit"18) ist in einer plura-
listisch
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-demokratischen Gesellschaft wegen
deren legitimer Komplexität und wegen des
sozioökonomischen Wandels mit der entspre-
chenden Vielfalt und Widersprüchlichkeit po-
litisch-gesellschaftlicher Meinungs- und Wil-
lensbildungsprozesse nicht möglich. Individu-
elle Entscheidungsfähigkeit („Herr über das
eigene Leben") tritt an die Stelle des ehemals
einheitlichen und für jeden verbindlichen
Volks- und Nationsgedankens („Für Gott, Volk
und Vaterland!“). Unterschiedlich bestimm-
bare Standorte und Werteprämissen sowie die
Einbeziehung und Auswahl vielfältiger Di-
mensionen ersetzen autoritär-uniforme Gesin-
nungsbildung. Dies ist die geschichtlich neue
Situation, die enorme Konflikte auf vielen
Ebenen beinhaltet. Deren Bewältigung setzt
neue Fähigkeiten der Lebensgestaltung der
Menschen in diesen Gesellschaften voraus.
Entsprechende Lernprozesse sind in der poli-
tischen Bildung zu vermitteln. Welcher Art ist
die damit verbundene Konfliktfähigkeit, die
jedem einzelnen helfen soll, sich in seiner kon-
fliktreichen Umwelt selbstbewußt zu bewe-
gen, sich zu entwickeln und die Erfüllung von
Zielen zu realisieren?
Hierzu gehört zunächst die Fähigkeit zur Ein-
sicht in die Selbstverständlichkeit von Kon-
flikten im Rahmen des menschlichen Zusam-
menlebens, in Gruppen und Gesellschaften so-
wie deren spezifische Ausprägungen unter
den Bedingungen einer modernen demokrati-
schen Industriegesellschaft. Es gehört weiter-
hin dazu die Fähigkeit zur Einsicht, daß Kon-
flikte weder Selbstzweck, noch Zufall oder
Schicksal im Leben des einzelnen Menschen,
menschlicher Gruppen oder Gesellschaften
sind. Daraus resultiert die Erkenntnis zur Be-
fähigung zu alternativem Denken und Han-
deln unter den Bedingungen komplexer und
widersprüchlicher Gesellschaftsstrukturen.
Traditionen, Gewohnheiten, Institutionen und
Zwänge wirken dabei ebenso mit wie berech-
tigte eigene Interessen, die darauf gerichtet
sind, das eigene Leben nach eigenen Vorstel-
lungen zu gestalten.

Prämissen und Ziele gesellschaftlichen und
politischen Denkens und Handelns sind durch
die Vermittlung entsprechender Lernprozesse
in der politischen Bildung in ihrer Multidi-
mensionalität zu bestimmen, offenzulegen, zu
diskutieren und immer wieder auf neue Er-
scheinungen und Wandlungsprozesse gesell-
schaftlicher Entwicklungen zu beziehen. Part-
nerschafts- und Harmonisierungskonzeptio-
nen sind hierbei in ihrem Leistungsvermögen
ebenso begrenzt wie eindimensional konzi-
pierte oder interpretierte konfliktdidaktische
Ansätze. Statt dessen ist es erforderlich, daß
durch politische Bildung

— die Zusammenhänge des politischen, ge-
sellschaftlichen und wirtschaftlichen Lebens
vermittelt werden;

— ihre wichtigen integrativen Elemente er-
kannt und beurteilt werden können;

— die damit in Verbindung stehenden Dys-
funktionen und Konflikte einschätzbar und
bewertbar gemacht werden;

— in einem dialektischen Denk- und Hand-
lungsprozeß die Multidimensionalität der ge-
sellschaftlichen und politischen Realität sowie
der eigenen Interessen und Bedürfnisse im
Sinne legitimer Selbstverwirklichung (Grund-
rechte) miteinander in Bezug gesetzt werden.
Für die politische Bildung in der Bundesrepu-
blik ist hierbei das Grundgesetz prinzipielle
Bezugsbasis und gültiger Bezugsrahmen.

Dieses politisch-didaktische Konzept des
Lernens von Konfliktfähigkeit beinhaltet
gleichzeitig die Absage an eine scheinbar
neutrale und objektive politische Bildung, die
sich damit begnügt, Fakten aufzuzeigen oder
allgemeine „konsensfähige" Ziele zu formulie-
ren. Gefordert ist statt dessen eine politische
Bildung, die mit der Fähigkeit des Lernens für
Konfliktsituationen die Fähigkeit zur Ent-
scheidung verbindet. Komplexität und Wan-
del der gesellschaftlichen und politischen Ver-
hältnisse verlangen weiterhin, daß diese Ent-
scheidungen weder dogmatisch noch „auf
ewig" gefällt werden. Sie unterliegen vielmehr
selbst dem sozialen Wandel, sind gegebenen-
falls zu revidieren und begründet neu herbei-
zuführen.



IV. Konfliktbewältigung

Aus dem bisher Dargelegten ergibt sich, daß
es in der vorliegenden Konzeption für die poli-
tische Bildung nicht um ein Lernen von Kon-
fliktfähigkeit geht mit dem eindimensionalen
Ziel der Eskalation von Konflikten. Vielmehr
beinhaltet sie die Vermittlungund das Lernen
der Einschätzung von Konflikten unter den
Bedingungen objektiver, realer gesellschaftli-
cher und politischer Zustände und Entwick-
lungen sowie subjektiver Betroffenheit, Inter-
essen, Ziele und Wertvorstellungen19). Dies
setzt die Fähigkeit zur Kalkulation von Kon-
flikten voraus. Konfliktkalkulation ist ohne
die Fähigkeit, Konflikte zu erkennen, zu analy-
sieren und zu bewerten nicht möglich. Dies
wiederum befähigt zur Konfliktbewältigung.
Sie ist nur möglich, wenn Konflikte offenge-
legt werden als Voraussetzung für die Rege-
lung sowohl alltäglicher Lebenssituationen als
auch politischer Entscheidungsprozesse. Die
Aufrechterhaltung der Integration einer Ge-
sellschaft, die Regelung oder gar Lösung ihrer
Konflikte, setzt mithin die Offenlegung von
Konflikten, Konfliktanalyse, Konfliktfähigkeit
und Konfliktbewältigung in dem beschriebe-
nen dialektischen Verhältnis voraus. Wertedi-
mensionen in diesem Prozeß sind Solidarität,
Frieden, Freiheit, soziale Gerechtigkeit,
Selbst- und Mitbestimmung.
Konfliktbewältigung schließt ein, daß Kon-
flikte nicht zwangsläufig in dem ursprünglich
beabsichtigten Sinne geregelt oder gelöst wer-
den können. Konfliktbewältigung meint in ei-
nem derartigen Fall die subjektive Fähigkeit,
unter den Bedingungen eines Konflikts leben
und ihn aushalten zu können in der Erkennt-
nis, daß Konfliktregelung unmittelbar und
kurzfristig nicht möglich ist, daß allerdings
Konfliktregelungsstrategien entwickelt wer-
den können, die erwarten lassen, daß ein be-
stehender Konflikt durch die Einleitung von

Entwicklungsprozessen so gemindert werden
kann, daß er mittel- oder langfristig an negati-
ver Wirksamkeit verliert. Gleiches gilt für die
Regelung von Konflikten durch alternatives
Lernen und Handeln, neue Schwerpunktset-
zungen, neue Perspektiven und die dadurch
bedingte Verlagerung und Abschwächung von
Konflikten mit der daraus resultierenden
Möglichkeit der Konfliktbewältigung20). Der-
artig alternatives Denken bleibt weder in vor-
dergründiger Realität befangen, noch verliert
es sich in perspektivlosen Utopien.
Die Auffassung, Konflikte könnten kurzfristig
durch radikale Strukturveränderungen der
Gesellschaft aus der Welt geschafft werden,
sind realitätsfern, schaffen — insbesondere bei
Jugendlichen — falsche Wunschträume und
führen letztlich (da sie sich nicht realisieren
lassen) zu Resignation, Unsicherheit, Ver-
zweiflung und Ängsten und damit zum Gegen-
teil dessen, was politische Bildung in einer De-
mokratie bewirken soll: Die Entwicklung selb-
ständiger und verantwortungsbewußt denken-
der und handelnder Persönlichkeiten.
Folgende Fähigkeiten soll politische Bildung
zur Bewältigung von Konflikten vermitteln:
— Die Fähigkeit, bestehende Zustände und
daraus sich ergebende Entwicklungen mehrdi-
mensional (d. h. unter verschiedenartigen
Aspekten, unter den Gesichtspunkten ver-
schiedenartiger Betroffener) zu analysieren.
Hierzu bedarf es der Anwendung empirisch-
analytischer Verfahren, der Einbeziehung hi-
storischer, vor allem zeitgeschichtlicher Er-
kenntnisprozesse sowie eines struktur-funk-
tionalen Rastermodells21), in das die system-
immanent gewonnenen Erkenntnisse einge-



ordnet und miteinander verbunden werden
können. Entsprechende Grundlagenqualifika-
tionen der Konfliktbewältigung können allen
Lernenden in der politischen Bildung vermit-
telt werden, sofern eine politische Didaktik
entsprechend konzipiert ist;

— die Fähigkeit, unter den Bedingungen
mehrdimensional wirksamer Ereignisse die
eigenen Interessen zu erkennen und unter
den gegebenen realen Zuständen und Ent-
wicklungen wahrzunehmen (kritisch-dialekti-
sche Theorien und Methoden; struktur-funk-
tionale Theorien und Methoden);

— die Fähigkeit, die sich wandelnde und wei-
terentwickelnde Realität und die eigenen In-
teressen in ein begründetes gesellschaftsbezo-
genes und politikorientiertes Handeln umzu-
setzen (politische Wahlentscheidungen, Ein-
tritt in eine politische Partei und/oder Ver-
bände, Mitbeteiligung und Mitbestimmung in
verschiedenen Bereichen, private und öffentli-
che Diskussionen, Meinungs- und Willensbil-
dungsprozesse, Solidalisierung mit Betroffe-
nen, Petitionen, Aktivitäten im Rahmen von
Parteien und Verbänden, Mobilisierung der
Öffentlichkeit, Nutzung von Medien, Demon-
strationen, Bürgerinitiativen, Streik, Gerichts-
entscheidungen, legales Widerstandsrecht).
In jedem Einzelfall geht es um die Fähigkeit
— die allgemeine Einschätzung und die Be-
sonderheit des Einzelfalles aufeinander abzu-
stimmen;
— Vorteile und Nachteile der gegebenen Si-
tuation und ihre Entwicklung abzuwägen und
in gesellschaftliche und politische Dimensio-
nen einordnen zu können;
— die eigenen Interessen zu reflektieren und
diese unter mehrdimensional abgeschätzten
Gesichtspunkten zu kalkulieren;
— sich nicht von Vorurteilen, Haß, Feindbil-
dern, ideologisch-dogmatischen und irrational
bedingten Verzerrungen leiten zu lassen;
— Gruppenprozesse einzuschätzen und soviel
Selbstbewußtsein zu entwickeln, daß die Selb-
ständigkeit der eigenen Entscheidung auch im
Rahmen der Gruppensolidarität und mögli-
cher oligarchischer Führungstendenzen ge-
wahrt bleibt;
— zu überlegen, inwieweit nicht durch die
Vermeidung des Aufbrechens von Konfliktpo-
tentialen auf andere Weise Einfluß auf gesell-
schaftliche Prozesse und deren alternative
Entwicklungsmöglichkeiten genommen wer-
den kann;

— Ziele und geeignete Mittel zur Zielerrei-
chung zu kennen und unter Beachtung dieser
Ziel-Mittel-Relation Entscheidungen zu tref-
fen;
— die gewählten Mittel zum Austragen oder
zur Vermeidung von Konflikten überlegt und
angemessen einzusetzen;
— mögliche Erfolge bzw. Mißerfolge der ange-
wandten Konfliktregelungsstrategie sowie de-
ren Auswirkungen zu überprüfen und daraus
zu lernen.
In der politischen Bildung ist Konfliktbewälti-
gung nötig in den vielfältigen Fällen der un-
mittelbaren und mittelbaren Betroffenheit
Dies gilt für Schüler der Primarstufe im Zu-
sammenhang mit Spielkonflikten, Konflikten
auf Grund von Lebensverhältnissen (z. B. Fa-
milie, Wohnung), Konflikten in der Schule u.a.
Immer geht es darum, diese Konflikte nicht als
leicht aufhebbar hinzustellen, wenn nur diese
oder jene Grundstruktur verändert würde.
Vielmehr ist auf ein Leben in Konflikten vor-
zubereiten, in dem derjenige mit Konfliktsi-
tuationen am besten fertig wird, der in der Lage
ist, sie zu erkennen, zu beurteilen und sein Le-
ben entsprechend zu gestalten. Eine Erzie-
hung zum Opportunismus ist damit so lange
nicht verbunden, als der Grundrechtekatalog
des Grundgesetzes die verbindliche Normen-
setzung für die politische Bildung in der Bun-
desrepublik und die durch sie zu vermitteln-
den Lernprozesse und Fähigkeiten darstellt
(etwas anderes wäre in der Tat verfassungs-
widrig).
In prinzipiell gleicher Weise sind Jugendliche
in der Sekundarstufe I und II von Konflikten
betroffen: Konflikte in der Freizeit (Freund-
schaften, Sexualprobleme), Generationenkon-
flikt, Konflikte im Zusammenhang mit abwei-
chendem Verhalten (psychosoziale Störungen,
Alkohol- und Drogenkonsum, Jugendkrimina-
lität, Selbstmordversuche). Das Ziel, Fähigkei-
ten zur Konfliktbewältigung in der politischen
Bildung zu vermitteln, besteht konkret nicht
darin, Familienkonflikte oder andere Kon-
flikte in einer,Weise für die Schüler und Ju-
gendlichen manifest zu machen, daß daraus
tiefgreifende persönliche und private Ausein-
andersetzungen entstehen. Wohl aber kann an
konkreten Beispielen, die die Betroffenheit
der Jugendlichen einbeziehen, die räumliche
und zeitliche Dimension der Entstehung und
Auswirkung von Konflikten gezeigt werden,
Möglichkeiten ihrer Vermeidung und Bewäl-
tigung, Intensität und Regelbarkeit sowie die
Einschätzbarkeitvon Größenordnungen laten-
ter und manifester Konfliktpotentiale und



Konflikte. Prinzipiell gleiches gilt für die Kon-
fliktbewältigung im Verhältnis zwischen
Schülern und Lehrern oder für Lehrlinge in ih-
rem Ausbildungsbetrieb. Konflikte, die eska-
lieren, ohne daß sich Chancen für ihre sinn-
volle Regelung zeigen oder abschätzen lassen,
deuten auf mangelnde Fähigkeit zur Konflikt-
bewältigung bei den Beteiligten hin. Auch
diese wichtige Erkenntnis hat die politische
Bildung zu vermitteln.
Anknüpfungspunkte für mittelbare Konflikt-
betroffenheit liefern aktuelle und die Schüler
interessierende Berichte und Nachrichten in
den Medien sowie durch Familienangehörige,
Freunde, Mitschüler u.a. Im Rahmen derarti-
ger sozialer Interaktionen sind auch Motiva-
tionen für das Interesse an politischen und ge-
sellschaftlichen Themen in der politischen Bil-
dung zu erwarten. Gegenwärtig schließt dies
etwa Probleme um die Energieversorgung, die
starke Anhebung der Ol- und Benzinpreise in
Verbindung mit allgemeiner Preissteigerung,
die Auseinandersetzungen um die Kernener-
gie, Menschenrechtsfragen in Ost und West,
Probleme der Überwachungspraxis des Ver-
fassungsschutzes, wirtschaftliche Prozesse
und Entwicklungen des Arbeitsmarktes, Wi-
dersprüche zwischen Konsum-/Freizeitmög-
lichkeiten und Arbeitsverhältnissen ein.
Auch in den Fällen mittelbarer Betroffenheit
beinhaltet Konfliktbewältigung nicht die Hin-
lenkung auf die Ausweitung von Konfliktpo-
tentialen und die unmittelbar damit verbun-
dene spontane und wenig reflektierte politi-
sche Aktion. Vielmehr ergibt sich eine um-
fangreiche Skala von Verhaltensmöglichkei-
ten als Folge der Einschätzung von Konflikten
und ihrer weiteren Entwicklung. Die Hand-
lungsformen reichen hierbei von persönlichen
Meinungsäußerungen im kleinen Kreis über
verschiedene Stufen der Meinungsbildung in
formalen und informellen Gruppen (Parteien,
Verbände, mitbestimmte Gremien, Selbstver-
waltungsorgane, kommunale Planung, Bürger-
initiativen, Demonstrationen) bis hin zu der ul-
tima ratio des grundgesetzlich gebotenen Wi-
derstandsrechts gegen Gefahren der Beseiti-
gung von Demokratie, Rechtsstaat und Frei-
heit in der Bundesrepublik Deutschland
(Art. 20, Abs. 4 Grundgesetz).
Didaktische Entscheidungen zugunsten einer
derartigen Konfliktbewältigung in der politi-

schen Bildung sind von sozialwissenschaftli-
chen Erkenntnissen und Forschungsergebnis-
sen her gerechtfertigt. Was fehlt, ist eine Bil-
dungspolitik zur Umsetzung dieser wissen-
schaftlichen Erkenntnisse und Ergebnisse für
die Praxis der politischen Bildung. Parteien,
Parlamente, Regierungen, Verbände, Eltern,
Lehrer, Schüler und Bürgerinitiativen haben
hierbei auf pluralistisch-demokratischer
Grundlage — und damit im legitimen Konflikt
unterschiedlicher Interessen — versucht, ihre
jeweiligen Auffassungen gegenüber Wider-
ständen anderer Seiten durchzusetzen. Was
dabei herauskam, war bisher allerdings immer
wieder wenig ermutigend. Die in vielen Unter-
suchungen konstatierte Unwirksamkeit der
politischen Bildung und damit die wenig ge-
lungene Erfüllung des Auftrages einer Erzie-
hung zu mündigen Demokraten durch die
Schule und andere Bildungsinstitutionen stel-
len drängend die Frage nach einer Neuorien-
tierung. Diese kann allerdings nur vollzogen
werden, wenn die berechtigte Abwehr politi-
scher Extremisten nicht gleichgesetzt wird
mit der Vermeidung und Unterdrückung von
Konflikten, die in der Gesellschaft objektiv
vorhanden sind. Vielmehr müssen Konflikte
Gegenstand politischer Bildung sein. Die Auf-
gabe der politischen Bildung besteht darin,
Hinweise und Hilfestellungen zur Konfliktbe-
wältigung zu geben.

Moderne Industriegesellschaften sind weitge-
hend durch die Anonymität ihrer Konfliktur-
sachen und auch deren Folgen gekennzeich-
net. Wer ist für welche Ursachen und Folgen
verantwortlich? Jeder Umweltskandal (z. B.
der jüngste Munitions- und Giftgasskandal in
Hamburg) zeigt erneut, wie schwierig diese
Frage in der Praxis zu beantworten ist. Glei-
ches gilt für eine Vielzahl von täglichen Kon-
fliktfällen in der Öffentlichkeit, die sich tief im
Leben des einzelnen niederschlagen. Identi-
tätskrisen und Desorientierung einer er-
schreckend zunehmenden Anzahl von Ju-
gendlichen zeigen die Unfähigkeit dieser Ju-
gendlichen und der mit ihnen Verantwortli-
chen, in den Konflikten dieser Gesellschaft
und der sich wandelnden Umwelt zu leben
und sie zu bewältigen. Dies sollte für die politi-
sche Bildung Herausforderung genug sein, ih-
ren dringend erwarteten Beitrag zur Konflikt-
bewältigung zu leisten.



Wilhelm Frenz

Der Beitrag der Erdkunde zur politischen Bildung

Seit den sechziger Jahren hat sich das Ver-
ständnis des Schulfaches Erdkunde so verän-
dert, daß der Erdkundeunterricht heute fast
unbestritten in der Sekundarstufe I dem Lern-
bereich politische Bildung/Gesellschaftslehre
und in der Sekundarstufe II dem gesellschafts-
wissenschaftlichen Aufgabenfeld zugeordnet
ist. Der Paradigmenwechsel der wissenschaft-
lichen Geographie, der Vorrang der Sozial-
geographie, hat maßgebliche Voraussetzun-
gen dafür geschaffen. Die Geographiedidaktik
hat auf diese Entwicklung hauptsächlich in-
haltlich reagiert. Sie hat eine curriculare Über-
arbeitung der Unterrichtsstoffe geleistet und
das sozialgeographische Konzept, mit kogniti-
ven und methodisch-instrumentellen Lernzie-
len verbunden, in Rahmenlehrpläne und

Schulbücher übertragen. Die didaktische Ana-
lyse und Berücksichtigung der Lernbedingun-
gen der Schüler sowie die Koordinierung der
geographischen Lernziele mit den Zielen poli-
tischer Bildung traten dagegen in den Hinter-
grund.
Mit diesem didaktischen Diskussionsbeitrag
ist beabsichtigt, auf das Desiderat hinzuweisen
und die Lücke füllen zu helfen. Wie der Titel
des Aufsatzes zeigt, geht es nicht darum, eine
umrißhafte Skizze für eine gesellschaftlich-po-
litisch akzentuierte Geographiedidaktik vor-
zustellen; die didaktischen Überlegungen
konzentrieren sich vielmehr auf den Beitrag,
den erdkundlicher Unterricht als Arbeits-
schwerpunkt innerhalb der politischen Bil-
dung/Gesellschaftslehre leisten kann.

I. Auswahl der Unterrichtsstoffe
Gesellschaftliche und politische Strukturen
und Entwicklungen werden wesentlich mitbe-
dingt durch natur- und sozialräumliche Fakto-
ren. Auseinandersetzungen der Gesellschaft,
gesellschaftlicher Gruppen und Organisatio-
nen mit der Natur finden ebenso wie soziale,
politische, wirtschaftliche, technische und kul-
turelle Prozesse ihren sichtbaren Ausdruck in
räumlichen Strukturen. Zwischen gesell-
schaftlichen Strukturen und Prozessen und'
den geographischen Räumen, in denen sie
wirksam werden, bestehen also Wechselbezie-
hungen, deren Verständnis für gesellschaft-
lich-politisches Lernen unverzichtbar ist.
Raum- und Umweltbewußtsein ist Bestandteil
politischer Bildung und notwendige Voraus-
setzung dafür, daß der demokratische Bürger
sachkundig und verantwortlich handeln
kann.
Wie die curriculare Diskussion über die erd-
kundlichen Unterrichtsstoffe gezeigt hat, ist es
didaktisch nicht mehr zu vertreten, daß man
die Sachgebiete der wissenschaftlichen Geo-
graphie in linearer Folge in den Schulunter-
richt übernimmt. Schon in der Zeit stofforien-
tierter Lehrpläne war es für die Erdkunde-
pläne ein großes Problem, die Stoffülle zu be-
wältigen1)- In den beiden letzten Jahrzehnten
hat sich die Geographie als dynamische Wis-
senschaft weiterentwickelt und vielfältig auf-

gegliedert. Neue gesellschaftliche Bereiche
(z. B. Umwelt, Regionalplanung) werden wis-
senschaftlich bearbeitet. Neue Teildisziplinen
(insbesondere die Sozialgeographie) sind in
den Vordergrund getreten2). Innerhalb der
geographischen Teildisziplinen (z. B. der So-
zialgeographie) gibt es wiederum verschie-
dene methodische Forschungsansätze3).
Die Fülle und Vielfalt wissenschaftlich erar-
beiteter geographischer Erkenntnisse spricht
allein schon gegen eine fraglose Übertragung



dieser Ergebnisse in den erdkundlichen Un-
terricht. Eine Abbilddidaktik, die Wissen-
schaft auf einem niedrigeren Verständnisni-
veau an die Schüler bringen will, würde den
Unterricht mit Stoff überladen. Weil geogra-
phische Wissenschaft und Schulunterricht
nicht auf systematische Zusammenarbeit hin
organisiert sind, würden die Schüler außer-
dem überfordert, wenn sie im Lernprozeß die
in wissenschaftlicher Arbeitsteilung heraus-
gebildete Fachstruktur relativ unvermittelt,
ohne das notwendige Verständnis ihrer Ent-
stehung und ihres Sinnzusammenhangs, über-
nehmen müßten.
Wie die Diskussion der letzten Zeit um das
Selbstverständnis der Geographie und die
Reichweite und Abgrenzung des Faches zeigt,
kann man auch nicht mehr schlechthin von
der Geographie reden, deren Arbeitsergeb-
nisse nur zu elementarisieren wären, um sie in
die Lehrpläne und den Unterricht der ver-

schiedenen Schulformen und Schulstufen
übertragen zu können.
Diese Einschränkungen sind kein Einwand ge-
gen die übereinstimmende Auffassung in der
Geographiedidaktik, daß die Unterrichtsstoffe
wissenschaftsorientiert auszuwählen sind.
Diese Auswahl geschieht mit Hilfe von didak-
tischen Kriterien. Die geographiedidaktische
Aufgabe bei der Stoffauswahl besteht darin,
auf einer ersten Arbeitsstufe wesentliche In-
halte und damit verbundene Fragestellungen
und Methoden aus der Bezugswissenschaft
und ihren Teildisziplinen als Unterrichtsge-
genstände zu ermitteln. Im folgenden werden
zunächst wissenschaftsbezogene Gegen-
stände in Übereinstimmung mit Geographie-
didaktiken gesichtet und aufgelistet, indem
auf Stoffkataloge und Pläne zurückgegriffen
wird, die im Zusammenhang mit der neueren
didaktischen und curricularen Diskussion ent-
standen sind.



II. Wissenschaftliche Konzepte und ihre didaktische Übertragbarkeit
Die in der Liste aufgeführten Stoffe sind in fast
allen vorliegenden Entwürfen, Vorschlägen
und Plänen enthalten. Sie erscheinen darin
aber im allgemeinen nicht als bloßer Stich-
wortkatalog mit möglichen Unterrichtsstoffen,
man bezieht sie dort auf wissenschaftliche
Auffassungen (Paradigmata) der Geographie.
Das Verständnis der Geographie als Raumwis-
senschaft, das der Stoffliste zugrunde liegt, ist
aus alln Stoffkatalogen ablesbar. Der länder-
kundliche „Durchgang" ist heute als fachli-
ches und didaktisches Konzept nicht mehr
aktuell.

Verschiedene Pläne und Stoffkataloge orien-
tieren sich an der Anthropogeographie und
setzen das übergeordnete Ziel, „dem Schüler
grundlegende Einsichten in die Beziehungen

zwischen Mensch und Raum“4) zu vermitteln.
Die Unterrichtsstoffe werden, diesem anthro-
pogeographischen Ansatz entsprechend, dann
z. B. so formuliert: „Der Mensch in Räumen mit
unterschiedlicher Naturausstattung: Am
Meer; im Gebirge“5) oder „Menschen an der
Küste", „Menschen in großen Städten“6). Im



Hinblick auf die politische Bildung für die
Schüler kann man darin die Gefahr sehen, daß
der Mensch im Grunde asoziologisch, unge-
schichtlich und unpolitisch als kollektives
Gattungswesen gesehen wird, wie es auch im
anthropogeographischen Titel des Unter-
richtsbuches „Der Mensch gestaltet die Erde"’)
zum Ausdruck kommt. Der anthropogeogra-
phische Ansatz wird vermittelt über die didak-
üsche Aufgabenstellung: „Es gilt im weitesten
Sinne die Auseinandersetzung des Menschen
mit seiner Umwelt' zu thematisieren"8), in den
Unterrichtsstoff „Wie der Mensch den Boden
nutzt", „Wie der Mensch Bodenschätze fördert
und Industrien baut" usw. ) und schließlich in
Lernziele hinein: „Erkennen, wie der Mensch
das natürliche Potential seiner Umwelt zur
Versorgung nutzt"

9

10). Nicht beachtet wird da-
bei, daß es nicht der Mensch schlechthin ist,
sondern daß es vielmehr sozial unterschied-
lich organisierte Gruppen, auf verschiedene
Weise politisch, staatlich verfaßte Gesell-
schaften und verschiedenartige gesellschaftli-
che Organisationen sind, die sich mit der Um-
welt auseinandersetzen und auf diese einwir-
ken. Es besteht die Gefahr, daß bei einer auf
den Menschen im allgemeinen beschränkten
geographischen Sichtweise zentrale gesell-'
schaftliche Bedingungsgefüge — wie gesell-
schaftliche Produktionsweisen, soziale Werte,
Normen und Institutionen, politische Herr-
schaftssysteme, Gesellschafts- und Wirt-
schaftsordnungen, Sozialisationsformen und
soziale Strukturen — vernachlässigt werden.
Diese sind jedoch notwendig, um zu erklären,
wie sich die Wechselwirkung zwischen gesell-
schaftlichen Gruppen und räumlichen Struk-
turen tatsächlich vollzieht und in historischer
Sicht vollzogen hat.
In neueren didaktischen Vorschlägen, Lehr-
plänen und Unterrichtswerken für Erdkunde
wird öfter das sozialgeographische Konzept
der kategorialen „Grunddaseinsfunktionen",
besser: der Grundfunktionen sozialen Daseins

von Menschen, übernommen11). Die Grund-
funktionen sozialen Daseins, die sich auf
menschliche Grundbedürfnisse beziehen (sub-
jektive Sicht), sind:
1. „Sich fortpflanzen und in (privaten und poli-
tischen) Gemeinschaften leben"
2. „Wohnen“
3. .Arbeiten”
4. „Sich versorgen und konsumieren"
5. „Sich bilden"
6. „Sich erholen"
7. „Verkehrsteilnahme“
Diese Grundfunktionen, die zugleich mensch-
liche Daseinsäußerungen sind, verbindet ein
mehrseitiges Abhängigkeitsverhältnis. Sie bil-
den ein „komplexes Wirkungsgefüge“ und ste-
hen in Wechselbeziehung zu den Kräftefel-
dern und der Ausstattung der natürlichen Um-
welt, die materielle Grundlage für die räumli-
che Lebensentfaltung ist. .Alle diese menschli-
chen Daseinsfunktionen besitzen spezifische
Flächen- und Raumansprüche sowie .verorte-
te' Einrichtungen."12) Arbeitsbereich der Sozi-
algeographie sind demnach „räumliche Orga-
nisationsformen und raumbildende Prozesse
der Grunddaseinsfunktionen menschlicher
Gruppen und Gesellschaften". Ihr Hauptinter-
esse „zielt auf die Sozialgruppen bzw. die Ge-
sellschaften in ihrer räumlichen Aktivität, mit
ihren Verhaltensweisen und den von ihnen
ausgehenden raumbildenden Prozessen und
Funktionen"13). Die Sozialgeographie ist, so
verstanden, eine Weiterentwicklung der funk-
tionalen Anthropogeographie unter sozialwis-
senschaftlichem Aspekt.
Die sozialwissenschaftlich orientierte Be-
trachtung der Mensch-Raum-Beziehung 13a)
wird deutlich, wenn Sozialgruppen nicht nur
als Träger der Daseinsfunktionen beschrieben
werden, sondern auch als Träger räumlicher
Prozesse, die selber dem Strukturwandel un-



terworfen sind. Dem von Sozialgruppen getra-
genen und von der Umwelt beeinflußten Sy-
stemablauf: Veränderung der Bewertung von
Umweltfaktoren — Wandel bestimmter wirt-
schaftlicher und sozialer Verhaltensweisen —
Ingangsetzen neuartiger wirtschaftlicher und
sozialer Prozesse — Umbau bestehender, auch
räumlicher Muster — Umschlag in räumliche
Prozesse — Entstehung neuer sozialgeogra-
phischer Strukturen, kommt eine besondere
Bedeutung zu. Dieser „Systemablauf" ist nicht
linear, muß nicht nur in eine Richtung verlau-
fen; alle Rückkoppelungen und Beziehungen
im Sinne eines mehrseitigen Abhängigkeits-
verhältnisses sind möglich14).
In verschiedene curriculare Vorschläge und
Pläne der letzten Zeit wurde das sozialgeogra-
phische Konzept als inhaltliche Weiterfüh-
rung des anthropogeographischen Ansatzes
aufgenommen. Um die zu vermittelnden
Grundeinsichten über die Wechselwirkungen
zwischen Mensch und Raum übertragbar zu
machen, sollen die „Daseinsgrundfunktionen
(wohnen, arbeiten, sich versorgen usw.) im Zu-
sammenhang mit sozialgeographischen und
wirtschaftsgeographischen Erkenntnissen so-
wie politischen Bedingungen und Folgen'1515)
analysiert werden. In entsprechenden Lehr-
plänen erhalten diese Daseinsgrundfunktio-
nen die didaktische Funktion von themati-
schen Schwerpunkten16).
Das sozialgeographische Konzept hat viel
dazu beigetragen, daß die Erdkunde als ein
fachlicher Arbeitsschwerpunkt im Lernbe-
reich politische Bildung/Gesellschaftslehre
(bzw. im gesellschaftswissenschaftlichen Auf-
gabenfeld der Sekundarstufe II) verstanden
wird. Es erscheint aber in mehrfacher Hinsicht
fragwürdig, ob die didaktische Übernahme
dieses fachwissenschaftlichen Konzepts in die
Planungen für den Schulunterricht angemes-
sen ist.
1. Zunächst kann man fragen, ob die genann-
ten Daseinsgrundfunktionen vollständig sind,
wenn wesentliche subjektive Bedürfnisse ge-
sellschaftlich lebender Menschen — wie Si-
cherheits-, Achtungs-, Kommunikations- und

Selbstverwirklichungsbedürfnisse und daraus
entspringende Daseinsäußerungen, z. B. sich
informieren / sich anderen mitteilen / sich mit
anderen verständigen (an der Kommunikation
teilnehmen) — nicht berücksichtigt werden.
Bei der Übertragung der Daseinsgrundfunk-
tionen wird auch nicht genügend beachtet, daß
menschliche Bedürfnisse sowie Daseinsäuße-
rungen (und damit auch die Daseinsgrund-
funktionen) sich immer an den jeweiligen ge-
schichtlichen sozialen Verhältnissen und der
gesellschaftlich-räumlichen Umwelt orientie-
ren, so wie Menschen unterschiedlicher Ge-
sellschaften/Klassen/Schichten sie besonders
in den ersten Sozialbeziehungen, in Kindheit,
Jugend und weiter bis ins Alter erleben.
2. Das sozialgeographische Konzept geht von
einer subjektiven Betrachtungsweise aus; die
Daseinsgrundfunktionen werden vom ab-
strakt gesehenen Einzelmenschen her be-
stimmt. Funktionen der Gesellschaft und
gesellschaftlicher Groß- und Kleingruppen
sowie gesellschaftlich-politische Kategorien
(z. B. Macht, Herrschaft, Eigentum, Besitz,
Konflikt, Recht, Institutionalisierung) können
von den Schülern, soweit man sie in die Ana-
lyse der Daseinsgrundfunktionen einbezieht,
nur aus der Sicht subjektiver Funktionserfül-
lung begriffen werden. Gesamtgesellschaftli-
che raumwirksame Prozesse, das Handeln des
Staates, gesellschaftlicher Großorganisatio-
nen, transnationaler Gesellschaften, Konzerne
und Großunternehmen, durch das Räume be-
ansprucht, genutzt, umgestaltet, umbewertet
und auch belastet werden, werden den Ler-
nenden so nicht bewußt oder können durch
das ihnen vermittelte subjektive Verständnis
nur insoweit erfaßt werden, wie sie die Ziele
dieses Handelns auf Befriedigung und Siche-
rung der Daseinsgrundbedürfnisse zurückfüh-
ren können. Sie werden also die objektiv
zu betrachtenden gesellschaftlich-politischen
Verhältnisse, die sozialen Strukturen und
wirtschaftlichen Antriebskräfte raumwirksa-
mer Prozesse entweder nicht beachten oder
subjektiv umdeuten.
Die subjektive Sichtweise wird in die Pläne,
die einem derartigen sozialgeographischen
Konzept folgen, so übernommen, daß die
Grunddaseinsfunktionen in jeweils eigenen,
voneinander getrennten thematischen
Schwerpunkten im Unterricht behandelt wer-
den sollen. Im sozialen Lebenszusammenhang,
wie ihn die Lernenden erfahren, bedingen
bestimmte Daseinsgrundfunktionen andere
Funktionen, und die Daseinsäußerungen sind
wechselseitig aufeinander bezogen. Beispiels-



weise ist bei uns das Wohnen abhängig vom
Arbeitsplatz und Arbeitseinkommen, die be-
rufliche Stellung ist wiederum bedingt durch
Bildung und Qualifikation. Die Art und Weise,
wie sich jemand erholt, hängt von seiner Erzie-
hung und Bildung, von seinem (Arbeits-) Ein-
kommen, seinen Arbeits- und Wohnbedingun-
gen usw. ab. Wenn man die Daseinsgrund-
funktionen als inhaltliche Schwerpunkte im
Unterricht hintereinanderstellt, ohne sie zu
verbinden, wird für die Lernenden die soziale
Lebenswirklichkeit (und damit auch der Funk-
tionszusammenhang) in scheinbar selbstän-
dige Einzelfunktionen zerlegt; dadurch wird
ihnen das Verständnis sozialräumlicher Struk-
turen und Prozesse erschwert.
3. Das sozialgeographische Konzept be-
schränkt sich überwiegend auf eine funktio-
nale Sichtweise. Es vernachlässigt die Werte,
Normen, Ziele und Interessen raumwirksa-
men Handelns gesellschaftlicher Gruppen.
Auf Fragen wie: „Wer setzt mit welchen Zielen
und welcher Begründung, an welchem Ort und
mit welchen Mitteln raumwirksames Handeln
/ räumliche Nutzung durch? Welche Folgen
hat dieses Handeln / diese Nutzung? Wer ist
davon wie betroffen?" finden Schüler beim
funktionalen Vorgehen keine hinreichenden
Antworten. Sie werden damit nicht erkennen,
daß das raumbezogene Handeln einzelner, so-
zialer Gruppen und gesellschaftlicher Organi-
sationen innerhalb bestimmter politisch-ge-
sellschaftlicher Rahmenbedingungen ge-

schiebt und von unterschiedlichen Interessen
geleitet ist. Dabei erfahren Schüler z. B. durch
Medien, daß die Frage oft umstritten ist, von
wem, auf welche Weise, in welchem Umfang
und zu welchen Zwecken Räume genutzt, be-
wertet und umgestaltet werden. Folgt das Ler-
nen dem funktionalen Ansatz, und das ist na-
heliegend, wird bei den Schülern ein mehr so-
zialtechnologisches Denken begünstigt, das
unpolitisch und unhistorisch ist und den Zie-
len politischer Bildung zuwiderläuft.
Wenn Stoffkataloge und stofflich orientierte
geographische Konzepte, wie das anthropo-
geographische oder das sozialgeographische,
in den Unterricht übertragen werden, dann
heißt das: für dieses didaktische Vorgehen ist
die Lebens- und Lernsituation der Schüler bei
der Stoffauswahl nachrangig. Für die Schüler
sind z. B. die oben aufgelisteten Stoffe keine
Themen und die Daseinsgrundfunktionen
keine thematischen Schwerpunkte, die aus ih-
rer gesellschaftlichen Lage, ihrer Alltagserfah-
rung und ihren Lerninteressen hervorgehen.
Stoffe wecken bei Schülern erst dann Inter-
esse und Motivation zum Lernen, wenn sie bei
ihnen Fragen auslösen, Probleme aufwerfen,
d. h. für sie selber zu einem Thema werden.
Mit Themen sind hier schülerorientierte Lern-
inhalte gemeint, die didaktisch und curricular
zu erarbeiten sind, indem die stofflichen Ge-
genstandsbereiche — in diesem Lernbereich
— auf die Lernziele politischer Bildung17) be-
zogen werden.

Wenn man Zusammenhänge zwischen der Le-
benssitüation und dem Lernverhalten der
Schüler und ihren Lernmöglichkeiten im erd-
kundlichen Unterricht innerhalb der politi-

III. Umweltwahrnehmung

sehen Bildung didaktisch untersucht, stößt
man auf die Fragen:
Wo und wie erfahren Kinder und Jugendliche
ihre räumliche Umwelt?
Wie entwickelt sich die Raumwahrnehmung
der Schüler?
Die Umweltwahrnehmung gilt bei didaktisch
interessierten Geographen inzwischen als ein
wichtiges Problemfeld, das die Schulgeogra-
phie zu neuen Erkenntnissen und Orientie-
rungen führen kann18).



Schüler erfahren die räumliche Umwelt, insbe-
sondere im Kindesalter, vor allem in klein-
räumlichen Erlebnissituationen in ihrer
Wohn- und Spielumwelt. In diesem begrenz-
ten Raum, der für die Kinder zugleich Bewe-
gungsraum, Spielraum, Orientierungs- und Er-
fahrungsraum ist, entwickelt sich ihre Raum-
und Umweltwahrnehmung. In den Erlebnis-
räumen des Elternhauses, der Familienwoh-
nung, in der räumlichen Gestaltung des
Wohnhauses und seiner Umgebung, auf den
Straßen und Spielorten des Wohngebietes
verläuft hauptsächlich die räumliche Soziali-
sation der Kinder, aus der sie räumliches Zu-
gehörigkeitsgefühl, Orientierungsvermögen
und Verhaltenssicherheit gewinnen. Von ver-
fügbaren Wohn- und Spielräumen hängt es
auch ab, wie Kinder sich entfalten können, z. B.
ob sie nur wenig Raum in einer engen Woh-
nung, in einem Wohnblock, an einer verkehrs-
reicher Großstadtstraße ohne nahe Spielflä-
chen haben, oder ob ihnen ein ganzes Haus
mit Bewegungs- und Handlungsräumen dazu
in Hof und Garten zur Verfügung steht. Die
Schule und ihr räumliches Umfeld kommen
als Erlebnisraum hinzu. Auch dort machen die
Schüler unterschiedliche Raumerfahrungen.
Diese werden insbesondere durch sozialräum-
liche Gegebenheiten bestimmt, z. B. von der
Lage der Schule, der Größe des Schulkom-
plexes und der Schulgebäude, der Art und
Länge des Schulweges, dem lokalen und regio-
nalen Angebot von Schulformen.
Die verschiedenartigen räumlichen Erfahrun-
gen, die Kinder und Jugendliche in ländlicher
oder großstädtischer Umgebung machen, las-
sen bei ihnen unterschiedliche Vorstellungen
von der Umwelt entstehen. In Dörfern und
kleineren Gemeinden, wo es noch Landwirt-
schaft gibt, erleben sie — auch in unserem
technisch-industriellen Zeitalter — noch eher
die Abhängigkeit von Naturfaktoren. Groß-
stadtkinder erfahren stärker die durch Sozial-
faktoren und gesellschaftliche Prozesse ge-
staltete Umwelt
Wahrnehmung wird oft unbedenklich als Re-
gistrierung der vorhandenen räumlichen
Wirklichkeit angesehen. Tatsächlich konstru-
ieren Kinder und Jugendliche aus verschie-
denen sozialen und räumlichen Umgebun-
gen / Milieus / Schichten / Klassen bereits bei

der Verarbeitung von Sinneswahrnehmungen
sehr unterschiedliche Erscheinunngsbilder.
Hinzu kommt die psychologische Verarbei-
tung, bei der perzeptive, kognitive und affek-
tive Vorgänge eine wichtige Rolle spielen.
Phantasiegebilde von fernen, exotischen Län-
dern, Wunschprojektionen von Ferien- und
Freizeitlandschaften, das Filtern und Ver-
schleiern von Umwelteindrücken, die als be-
fremdend, belastend und beängstigend emp-
funden werden, können die Wahrnehmung so
verzerren, daß die daraus entstehenden Bilder
der räumlichen Welt für andere (z. B. Lehrer
und Mitschüler) nicht mehr zu verstehen sind
bzw. ihnen verfälscht erscheinen. Fragen wie:
„Sprechen wir von demselben Ort / demselben
Land?“ weisen auf solche Wahrnehmungsun-
terschiede hin. In räumliche Wahrnehmungs-
vorgänge gehen Gedächtnisleistungen, Affek-
te, ästhetische Vorstellungen, Bewertungen,
Wünsche, Erkenntnisse u. a. ein.
Der Raum als sinnhafter Zusammenhang ent-
steht dadurch, daß bestimmte Strukturen, Mo-
tivationen und Dispositionen des Lernverhal-
tens, die durch Sozialisation, Erziehung und
Bildung hervorgerufen werden, in die wahrge-
nommenen räumlichen Formen integriert
werden. Die Entdeckung der räumlichen Welt
ist für die Heranwachsenden letztlich eine
Konstruktion der Welt. Der erfahrene Raum
und die darin wahrgenommenen Erscheinun-
gen, die ihnen unklar sind, die bei ihnen Neu-
gier hervorrufen, die sie verstehen wollen, die
bei ihnen Fragen auslösen, die sie als Pro-
bleme ansehen, werden zum Anlaß von ent-
deckender und erkundender Tätigkeit, zum
Suchen nach Erklärungen, zum Herstellen von
Beziehungen; sie führen zum Verlangen nach
Aufklärung und Erkenntnis.

Erfahrung, Wahrnehmung und Deutung sind
nicht voneinander zu trennen. Die gedeutete
Raumwahrnehmung der Schüler ist eine we-
sentliche Lernvoraussetzung, und ihre Be-
wußtmachung und lernzielorientierte Ent-

■ wicklung ist eine zentrale Aufgabe für den
erdkundlichen Unterricht und seinen Beitrag
zur politischen Bildung. Kinder sehen ihre na-
tur- und sozialräumliche Umgebung zunächst
als normal und selbstverständlich an. Ihr Den-
ken ist an die sinnliche Wahrnehmung gebun-
den und streng erfahrungsbezogen. Die Um-
welt ist so, wie sie wahrgenommen wird, und
kann nicht anders sein. Die unmittelbaren Ein-
stellungen und die Verhaltensweisen, die sich
aus dieser bestimmten Umwelt ergeben, er-
scheinen als die richtigen und einzig mögli-
chen. Die naturräumliche wie die sozialräum-



liehe Umwelt wird konkret und statisch begrif-
fen. Sie ist so da, wie sie ist. Fabriken, Ge-
schäftsstraßen, Hochhäuser, ein- und mehr-
stöckige Häuser, Autos und Eisenbahnen sind
in gleicher Weise Bestandteile der vorhande-
nen Wirklichkeit wie Dörfer und Bauernhäu-
ser, Felder und Wälder, Berge und Täler,
Flüsse und Bäche. Es macht noch keinen Un-
terschied, daß Häuser, Straßen und Städte
durch menschliche Arbeit, durch soziale Grup-
pen und Organisationen gebaut worden sind,
während Berge, Täler und Flüsse durch erdge-
schichtliche Prozesse entstanden sind.
Dieser unbewußte Konkretismus und die ego-
zentrische kognitive und affektive Haltung
wirken zunächst hemmend sowohl für das
Verständnis der eigenen Umgebung und des
eigenen Landes als auch für die Entwicklung
einer objektivierenden Erkenntnishaltung zu
anderen Ländern und räumlichen Umwel-
ten19). Es bedarf z. B. eines langwierigen und
beschwerlichen Prozesses der Entwicklung
ihrer kognitiven und affektiven Integrations-
fähigkeit, bis die Kinder ein Bewußtsein von
ihrer und anderer Menschen Heimat (von ih-
rer Stadt, von ihrem Bundesland, von Deutsch-
land) erlangen. Das normale Kind muß be-
trächtliche Anstrengungen zur Erweiterung
seiner Interessenschwerpunkte über den
Wohnort und seine nähere Umgebung hinaus
und zur Integration seiner verschiedenen Ein-
drücke aus fremden Gegenden unternehmen,
bevor es seines Heimatlandes kognitiv und af-
fektiv gewahr wird20). Das geschieht im allge-
meinen erst, wenn die Schüler in der fünften
und sechsten Jahrgangsstufe sind. Dann wird
auch die Gegenständlichkeit der Raumwahr-
nehmung und des räumlichen Denkens all-
mählich überwunden.
Kinder und Jugendliche unterscheiden sich
von vielen Erwachsenen darin, daß sie das
•herrliche Panorama einer Gebirgslandschaft",
die „schöne Ansicht eines alten Stadtbildes",
den „idyllischen Anblick einer Dorfszenerie"
kaum wahrnehmen. Bei Klassenwanderungen
und Schulfahrten fällt Lehrern oft auf, daß sich
Schüler für die landschaftliche Umgebung we-
nig interessieren, dafür „keine Augen" zu ha-
ben scheinen. Wenn sich Schüler über die Ge-
gend äußern, in der sie beim Schullandheim-
aufenthalt oder in den Ferien waren, beschrei-
ben und beurteilen sie meistens nicht die

Landschaft, sondern sie bewerten selektiv, be-
dürfnisorientiert und funktional nach den
Versorgungs-, Freizeit- und Unterhaltungs-
möglichkeiten. „Da war's prima! Sauberes Was-
ser, 'ne schöne Liegewiese und gleich nebenan
ein Sportplatz und 'ne Diskothek. Das Essen
war auch gut." Oder „Die Gegend war langwei-
lig. Zum Schwimmbad und zur nächsten
Kneipe war's viel zu weit." Die Wahrnehmung
und Deutung räumlicher Gestaltungsformen
im ganzen, die sich erkenntnis- und gefühls-
mäßig z. B. an ästhetischen, kunst- und kultur-
geschichtlichen Gesichtspunkten orientiert,
wird wahrscheinlich erst von den älteren Ju-
gendlichen in ihr räumliches Wahrnehmungs-
muster aufgenommen.
Die sozialen und räumlichen Umweltvorstel-
lungen der Schüler gehen nur zum geringeren
Teil aus unmittelbarer Anschauung und be-
wußter Wahrnehmung von natur- und sozial-
räumlichen Erscheinungen hervor. Sie entste-
hen vorwiegend aus vermittelten Informatio-
nen und Deutungsmustern. Kinder und Ju-
gendliche erfahren aus „zweiter Hand“, über
Erzählungen und Berichte ihrer Angehörigen
und Freunde, durch Massenmedien oder Lek-
türe von anderen Gegenden und anderen Län-
dern, von andersartigen Lebensumwelten und
Lebensgewohnheiten. In diesen Informatio-
nen sind im allgemeinen Bewertungen enthal-
ten, die von den Heranwachsenden, die oft
über keine anderen Beurteilungsmöglichkei-
ten verfügen, teilweise, ohne daß es ihnen voll
bewußt ist, übernommen werden.
Die Raster, mit denen Schüler Raumstruktu-
ren und Umwelterscheinungen aufnehmen
und ausblenden, auswählen, einordnen und
zuordnen, die Deutungsmuster, mit denen sie
Emotionen, vorgefaßte Meinungen und Ur-
teile in das Wahrgenommene hineinprojizie-
ren, sind Ergebnis ihrer spezifischen Sozialisa-
tion. So entsteht bei den Heranwachsenden
z. B. nicht nur aus eigener Erfahrung ein Bild
der Wohnumwelt, hinzu kommen vielmehr so-
zial vermittelte Eindrücke und Bewertungen
von Familienmitgliedern, Freunden, Bekann-
ten, aus den Massenmedien und der Werbung,
die einbezogen werden in die verinnerlichten
Schemata, mit denen sie wahrnehmen und be-
urteilen, „wie man wohnt". Andersartige
Wohnformen werden über diese Wahrneh-
mungsraster aufgenommen und bewertet. So-
ziale Stereotype von Landschaften, z. B. Ur-
laubs- oder Freizeitlandschaften, werden
manchmal in Zeichnungen und Collagen
sichtbar, die Schüler anfertigen. Darin kom-
men mit typischen, übernommenen Land-



Schaftselementen Vorstellungen zum Vor-
schein, etwa von der „heimatlichen Mittelge-
birgslandschaft als einer Feierabendland-
schaft" oder Bilder von einer „Urlaubsland-
schaft" im Hochgebirge oder an der See, die
aus ganz bestimmten, sozial und medial ver-
mittelten, symbolhaften Elementen zusam-
mengesetzt sind. Diese vorgefertigten symbol-
und klischeehaften Wahrnehmungsmuster
sind oft affektiv besetzt und können es den
Schülern erschweren, die Landschaft und Um-
welt, in der sie wohnen oder Ferien verbrin-
gen, wirklichkeitsgemäß zu beobachten und zu
erkennen.
Im Unterricht ist zu prüfen, inwieweit die Ler-
nenden nur diejenigen natur- und sozialräum-
lichen Gegebenheiten richtig wahrnehmen
und erkennen, die ihren Deutungsmustern im
wesentlichen entsprechen und andere beiseite
lassen oder uminterpretieren. Ein Ziel des ge-
sellschaftlich-politischen Lernens im erd-
kundlichen Unterricht ist es, die Wahrneh-

mungs- und Erkenntnisfähigkeit der Schüler
zu erweitern und zu vertiefen. Sie sollen dazu
fähig werden, die räumliche Umwelt und ihre
Strukturen bewußt zu sehen und gezielt zu er-
fassen sowie die gesellschaftlich verwendeten
Symbolgehalte von Umwelterscheinungen zu
untersuchen und die dahinterstehenden Inter-
essen zu erkennen. Lernpsychologisch ist da-
bei zu beachten, daß Umweltbereiche, die den
Schülern psychisch näher sind, etwa weil sie
diese gut kennen oder für sich als wichtig an-
sehen (z. B. Schule, Wohnung, Freizeit), früher,
intensiver und größer erlebt sowie besser
durchgliedert werden, während psychologisch
entfernte Räume kaum oder nur schemenhaft
wahrgenommen werden. Erst im Laufe der
Förderstufe/Orientierungsstufe (mit 10 bis 12
Jahren) verbinden sich die ausschnitthaften
Wahrnehmungen der räumlichen Umwelt
zu funktionsfähigen wirklichkeitsbezogenen
Vorstellungen, in deren Rahmen die Schüler
flexibel operieren können ).21

Auseinandersetzungen der Gesellschaft mit
Natur und Umwelt „finden ebenso wie gesell-
schaftliche Prozesse ihren sichtbaren Aus-
druck in räumlichen Strukturen. Diese werden
von Natur- und Sozialfaktoren bestimmt:

— Von dem natürlichen Potential (Klima, Bo-
den, Rohstoffe usw.),

— von den jeweiligen Sozial- und Wirtschafts-
verhältnissen, also dem jeweiligen gesell-
schaftlichen Entwicklungsstand,

— von den jeweils vorherrschenden Wertvor-
stellungen, also auch von den jeweiligen An-
sprüchen an die Nutzung des Raumes, und

— von historisch entstandenen Raumstruktu-
ren.

Diese Faktoren sind miteinander verschränkt.
Dadurch bestimmte räumliche Strukturen,
Funktionen und Nutzungsprobleme sind Aus-
druck und Ergebnis gesellschaftlicher Ent-
scheidungsvorgänge. Insofern ist Raum als
Wirkungs- und Verfügungsraum für gesell-
schaftliche Gruppen zu definieren. Dem
Arbeitsschwerpunkt Geographie (in der Ge-
sellschaftslehre / politischen Bildung) obliegt
es, Interessenunterschiede und -gegensätze
aufgrund unterschiedlicher Nutzungs- und
Verwertungsansprüche, die an den Verfü-

IV. Strukturlernen — Prozeßlernen
gungsraum gestellt werden, erkennbar zu ma-
chen."221 )
Gesellschaftlich-politisches Lernen der Schü-
ler im erdkundlichen Arbeitsschwerpunkt
vollzieht sich nach diesem Verständnis, indem
sie räumliche Strukturen, ihre natürlichen und
gesellschaftlich-politischen Bestimmungsfak-
toren, ihre historischen und gegenwärtigen
Entstehungs- und Veränderungsprozesse un-
ter den jeweiligen wirtschaftlichen und sozia-
len Verhältnissen und Wertvorstellungen so-
wie gesellschaftlich-politische Nutzungs- und
Verwertungsinteressen und ihre Durchset-
zungsmöglichkeiten wahrnehmen, erkennen,
untersuchen und verstehen. Dieses Lernen be-
schränkt sich nicht nur auf die bewußte Wahr-
nehmung und Beschreibung von natur- und
sozialräumlichen Erscheinungen, sondern ist
im Ansatz Struktur-, Prozeß- und Interessen-



analyse. Es unterscheidet sich grundsätzlich
nicht vom forschenden, wissenschaftlichen
Lernen. „Je nach Fragestellung und Problem-
perspektive sind dazu naturwissenschaftliche,
historische und/oder sozialwissenschaftliche
Untersuchungsverfahren heranzuziehen."23)
Mit Strukturlernen ist insbesondere gemeint,
daß die Schüler „in die Lage versetzt werden,
einerseits den räumlichen Zusammenhang der
Sozialfaktoren wie auch andererseits die In-
terdependenz der Sozialfaktoren mit den Na-
turfaktoren zu erkennen“24). Die Struktur ei-
nes Themas zu erkennen, heißt für die Ler-
nenden, daß sie es nicht nur auf ihre bisheri-
gen Alltags- und Lernerfahrungen und ihre
Fragen und Probleme beziehen können, son-
dern daß sie es auch so verstehen, daß sie an-
dere natürliche und gesellschaftliche Erschei-
nungen, Wahrnehmungen und Erkenntnisse
dazu in sinnvolle Beziehungen bringen kön-
nen. „Kurz: Die Struktur lernen, heißt lernen,
wie die Dinge aufeinander bezogen sind."25)
Räumliche Strukturen sollen von Schülern
nicht als statisch begriffen werden, nicht als
fest vorgegeben und unveränderlich erschei-
nen. Deshalb ist Prozeßlernen notwendig. Pro-
zeßlernen bedeutet, daß die Schüler erkennen
und verstehen, daß räumliche Strukturen hi-
storisch veränderbar sind. Diese Verände-
rungsprozesse stehen mit Naturvorgängen im
Zusammenhang, die von Menschen, sozialen
Gruppen und Gesellschaften oft als Naturka-
tastrophen erlebt und erklärt werden, zum an-
deren werden/wurden Raumstrukturen durch
gesellschaftliche Prozesse und durch Handeln
von Sozialgruppen und Organisationen verän-
dert. Kurz: Prozeßlernen heißt lernen, wie Ver-
änderungsprozesse zustande kommen, welche
Bedingungen und Triebkräfte vorhanden sind,
wie das Geschehen verläuft und welche Fol-
gen, welche Strukturveränderungen die Pro-
zesse bewirken. Die Schüler müssen z. B. die
für sie als Zusammenhang nicht ohne weiteres
wahrnehmbare Stadt/Region/Land als Berei-
che wirtschaftlichen, sozialen und politischen

Geschehens kennenlernen und ihre Bedeu-
tung für sie selber erkennen und verstehen.
Durch Struktur- und Prozeßlernen werden die
räumlichen Strukturen der Stadt/Region nicht
nur als punktuelle oder ausschnitthafte und
persönliche Erfahrungswelt, sondern darüber
hinaus als Ausdruck politischer Herrschafts-
formen, als Prozeß von Entscheidungen, Aus-
einandersetzungen und Konflikten zwischen
Interessengruppen, die über unterschiedliche
Machtbefugnisse und Durchsetzungsmöglich-
keiten verfügen, von den Schülern erschlos-
sen.
Struktur- und Prozeßlernen ist nicht nur im
Hinblick auf die Strukturierung gesellschaftli-
cher und sozialräumlicher Wirklichkeit und
die Ziele politischer Bildung ein sinnvolles
Vorgehen, sondern es entspricht auch gesi-
cherten lernpsychologischen Erkenntnissen.
Einzelheiten werden schnell wieder verges-
sen, wenn sie nicht in eine strukturierte Form
gebracht worden sind26). Wenn größere Struk-
tur- und Prozeßzusammenhänge erarbeitet
worden sind, in die später gelernte Einzelin-
formationen eingeordnet werden können, ist
es leichter, diese neuen Einzelkenntnisse auf-
zunehmen und zu behalten27). Die Schüler
erdkundliche Sachverhalte oder Fertigkeiten
zu lehren, die häufig als notwendige Grund-
kenntnisse und Grundfertigkeiten angesehen
werden, ohne deren Stellung im Zusammen-
hang der Struktur des Lernbereichs klarzuma-
chen, ist, auf die Dauer gesehen, wenig erfolg-
versprechend. „Kenntnisse, die man erworben
hat, ohne daß eine Struktur sie genügend ver-
bindet, sind Wissen, das man wahrscheinlich
bald wieder vergißt. Ein Stapel von unverbun-
denen Fakten nach Prinzipien und Ideen zu
organisieren, ... ist die einzig bekannte Me-
thode, dies schnelle Verblassen der Erinne-
rung aufzuhalten."28)



V. Exemplarisches Lernen — problembezogenes Lernen

Mit exemplarischem Vorgehen ist gemeint,
daß Schüler lernen, wesentliche raumbezo-
gene gesellschaftliche Problemfelder mit Hilfe
von Erkenntniskategorien aufzuschließen. Das
Exemplarische ist weniger im Gegenstand
enthalten, der als typisch oder beispielhaft für
eine Mehrzahl geographischer Gegenstände
angesehen wird, sondern in der Art und Wei-
se, wie Gegenstände thematisiert, problemati-
siert und mit bestimmten Frage- und Zugriffs-
weisen für die Erkenntnis und Einsicht der
Schüler erschlossen werden. Wenn Schüler
beispielsweise erkennen sollen, daß sich
Wandlungen im Sozial- und Wirtschaftsge-
füge auch im Raum auswirken und in welcher
Weise und über welche Prozesse sich Raum-
und Siedlungsstrukturen an die technischen
Möglichkeiten und gesellschaftlichen Bedürf-
nisse und Interessen von heute angepaßt ha-
ben, können sowohl solche umstrukturierte
städtische als auch landwirtschaftliche Räu-
me/Regionen gewählt werden, um an ihnen
diese Erkenntnisse zu erarbeiten. Exempla-
risch ist es also, zu erkennen, daß wahrnehm-
bare räumliche Strukturveränderungen Folge
eines bestimmten gesellschaftlichen und wirt-
schaftlich-technischen Wandels sind. Das Bei-
spiel, der umstrukturierte Raum, ist jeweils
nach den konkreten Lernzielen und den Erfah-
rungs- und Lernmöglichkeiten der Schüler
auszuwählen.
Im gesellschaftlich-politischen Lernen ist dar-
über hinaus zu fragen: Welche Antriebskräfte
haben den sozialen und räumlichen Struktur-
wandel bewirkt? Welche Zwecke wurden da-
bei verfolgt? Welche Interessen waren daran
beteiligt? Welchen Nutzen hat dieser Struk-
turwandel für welche Gruppen gebracht?
Wem hat er vielleicht geschadet? — Wenn die
Schüler auf diese Weise grundlegende Er-
kenntniskategorien der Erdkunde im gesell-
schaftlich-politischen Lernbereich erarbeiten,
gehört dazu „nicht nur das Begreifen allgemei-
ner Prinzipien, sondern auch das Herausbil-
den einer Einstellung gegenüber Lernen und
Forschen, Vermutungen und Ahnungen sowie
der Möglichkeit, Probleme aus eigener Kraft
zu lösen" ). Exemplarisches Lernen, forschen-
des und entdeckendes Lernen und problembe-
zogenes Lernen gehören zusammen. Die Schü-
ler können die Möglichkeit der Verallgemei-
nerung von Fragestellungen (z. B. welche Be-
deutung unterschiedliche Standortbedingun
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gen und ihre Einschätzung für die Entwick-
lung im agraren und industriellen Bereich ha-
ben) und von Ergebnissen selbst entdecken
und prüfen. Die Analyse z. B. einer Standort-
entscheidung „als spezifisches Beispiel eines
allgemeineren Falls zu begreifen — und das ist
hier mit dem Verstehen eines grundlegenden
Prinzips oder einer Struktur gemeint — be-
deutet, daß man nicht nur einen speziellen
Sachverhalt erlernt hat, sondern auch ein Mo-
dell für das Verstehen anderer, ähnlicher
Sachverhalte" °).30

Wenn Schüler exemplarische Erkenntniswei-
sen erlernen und grundlegende allgemeine
Prinzipien anwenden können, um neue, ver-
gleichbare Probleme und Sachverhalte zu er-
schließen und zu erklären, übertragen sie Fra-
gestellungen / Untersuchungsansätze / Sicht-
und Zugriffsweisen/Hypothesen/Erklärungs-
modelle aus bekannten Erfahrungs- und Lern-
situationen auf ähnliche Sach- und Fragezu-
sammenhänge. Solche Übertragungen von
Lernverhalten und Lernerfahrungen, die sich
auf geographische Gegenstandsbereiche be-
ziehen, auf neue erdkundliche Lerngegen-
stände und Lernsituationen, nennt man Trans-
fer. — Lernpsychologisch sind für das Trans-
ferlernen besonders vier Gesichtspunkte zu
beachten:
1. Die exemplarischen Momente/Kriterien/
Zugriffs- und Erkenntnisweisen, die auf an-
dere Lernsituationen/Gegenstandsbereiche/
Problemstellungen übertragbar sind, müssen
im Lernprozeß bewußt erarbeitet werden.
2. Es sind Möglichkeiten sinnvoller Verallge-
meinerungen zu entwickeln und bei jeder An-
wendung neu zu prüfen.
3. Im Unterricht sind vielfältige Erfahrungen
und Problemzusammenhänge zu bearbeiten,
an denen übertragungsfähige grundlegende
und allgemeine Prinzipien zu gewinnen sind.
4. Die Schüler müssen möglichst oft Gelegen-
heit haben, exemplarische Fragezusammen-
hänge / Untersuchungsweisen / Erkenntnis-
prinzipien / Erklärungsmöglichkeiten auf an-
dere Fälle und Sachzusammenhänge anzu-
wenden.
Neben sozialräumlichen Erfahrungen und so-
zial vermittelten Wahrnehmungs- und Deu-
tungsmustern bestimmen gegenwärtige um-
weltbezogene Probleme und Bedürfnisse we-



sentlich das allgemeine Interesse an Faktoren,
die raumwirksame gesellschaftliche Entwick-
lungen hervorrufen und beeinflussen. Erfah-
rungen und Bedürfnisse einzelner und gesell-
schaftlicher Gruppen sind verschieden, wer-
den unterschiedlich wahrgenommen und be-
wertet. Die Auffassungen über Bedingungen,
Handlungsmöglichkeiten und ihre Folgen so-
wie Alternativen sozialräumlicher Umweltpla-
nung sind widersprüchlich. Das zeigen vor al-
lem die Auseinandersetzungen über Probleme
wie
— Rohstoffausbeutung, Raubbau, Monokultu-
ren, Chemisierung der Landwirtschaft bzw. Er-
haltung der natürlichen Ressourcen, Recyc-
ling;
— Gewährleistung des „ökologischen Gleich-
gewichts", des Umweltschutzes und der Um-
weltplanung (Kampf gegen Lärm, Boden-, Luft-
und Wasserverschmutzung);
— Fragen der Energieversorgung (Erdöl,
Atomkraftwerke, Abbau von Braunkohle, Ver-
flüssigung und Verstromung von Steinkohle);
— Fragen der Regional-, Stadt- und Verkehrs-
planung (autogerechte oder einwohnerfreund-
liche Städte, mehr Autobahnen, Flugplätze,
Verkehrsflächen oder Landschaftserhaltung,

; Naturparks und Freizeiteinrichtungen, Boden-
I und Mietpreisentwicklung, Citybildung);

— Disparitäten zwischen hochentwickelten
und zurückgebliebenen Regionen in Europa
(Verdichtungs- und Entleerungsräume);
- Strukturgefälle und Konflikte zwischen In-

' dustrie- und Entwicklungsländern (weltwirt-

schaftliche Arbeitsteilung und ungleiche Aus-
tauschbedingungen, Armut, Unter- und Man-
gelernährung, Überfremdung und Kulturzer-
störung, eigener Entwicklungsweg oder nach-
holende Industrialisierung);
— Bevölkerungsprobleme (wie viele Men-
schen trägt die Erde?).
Bei allen Meinungsverschiedenheiten gibt es
in der Geographie und in der gesellschaftlich-
politischen Öffentlichkeit dennoch weitrei-
chende Übereinstimmung darüber, was die
wichtigen raumbezogenen Probleme unserer
Gegenwart und Zukunft sind, von deren Lö-
sung das „gute Leben“ und das Überleben der
Menschheit entscheidend abhängt. Diese le-
benswichtigen Probleme unserer Zeit sind
auch Fragen, die die Lernenden betreffen,
selbst wenn sie diese noch nicht betroffen ma-
chen, weil die Schüler sie noch nicht genü-
gend wahrnehmen und als Probleme erken-
nen und verstehen. Ein Unterricht, der Erfah-
rung, Wahrnehmung und Bewußtsein der Ler-
nenden schärfen und erweitern soll, damit sie
lebenstüchtig und gesellschaftlich urteils- und
handlungsfähig werden, muß auch in dieser
Hinsicht problembezogenes Lernen ermögli-
chen und fördern.

Lernpsychologische Forschungen haben den
Wert problembezogenen Lernens auch für die
Übertragung und Anwendung des Gelernten
auf neue Probleme bestätigt. Schüler lernen
Probleme einer bestimmten Art besser bear-
beiten, wenn sie vorher Probleme einer ande-
ren, aber ähnlichen Art zu bearbeiten gelernt
haben31)-

VI. Erkenntnisleitende Fragen

Ein geographiedidaktischer curricularer An-
satz geht von dem „leitenden Interesse" der
Geographie, dem gesellschaftlich-räumlichen
Prozeß der „Inwertsetzung" von Räumen, aus.
Dieses leitende Interesse gibt die Richtung an,
111 der „die Fachwissenschaftler bzw. Fachdi-
daktiker auf einen von ihnen zu liefernden
Grundkanon hin zu befragen" sind32). Das lei-

| lande Interesse wird allein vom Fach bzw. von
sinem zentralen Schwerpunkt des Faches her
funktional bestimmt. — Hier sind dagegen mit

erkenntnisleitendem Interesse Fragehaltun-
gen und Bezugssysteme gemeint, die auf be-
wußt wahrnehmbare gesellschaftlich-räumli-
che Strukturen und Prozesse und ihre Zusam-
menhänge gewendet werden, um diese zu
erkennen, zu untersuchen und zu erklären.
Didaktische Leitfragen, die sich an dem so ver-
standenen erkenntnisleitenden Interesse
orientieren, beziehen sich insbesondere auf
die möglichen Erkenntnisinteressen von
Schülern, indem sie den Erfahrungs-, Erkennt-
nis- und Fragehorizont der Lernenden berück-
sichtigen. Die didaktischen Leitfragen kann
man um fünf grundlegende Problem- und In-
teressenschwerpunkte gruppieren. Zentrale
Gegenstandsbereiche der Erdkunde beziehen



sich wiederum auf diese Problemschwer-
punkte.
Der erste Fragenkomplex nimmt das Problem
der Auseinandersetzung der Menschen mit
dem natürlichen Potential auf: •
In welcher Beziehung stehen Menschen/so-
ziale Gruppen/Gesellschaften zu Naturbedin-
gungen/Naturfaktoren (z. B. Bodenbeschaffen-
heit, Klima, Wetter, Bewässerung, Pflanzen-
und Tierwelt, Naturkatastrophen)? Warum
und inwieweit konnten/können sie sich davon
unabhängig machen (z. B. durch Methoden des
Landbaus und der Viehzucht, durch hand-
werkliche und industrielle Produktionsfor-
men, durch künstliche Bewässerung, Landge-
winnung, Wetter- und Klimabeeinflussung,
durch Entwicklung und Anwendung von
Technologien)? Wie haben sich die räumli-
chen und sozialen Strukturen dadurch verän-
dert? Wie werden diese Strukturveränderun-
gen beurteilt? Welche individuellen/gesell-
schaftlichen Bedürfnisse konnten/können
durch die Verminderung der Naturabhängig-
keit befriedigt werden, — welche nicht? Wel-
che neuen Bedürfnisse und Probleme sind da-
durch entstanden?

Im zweiten Fragebereich wird die Verfügung
über den Raum und seine Nutzung angespro-
chen:
Auf welche Weise wurden/werden bestimmte
Räume von Menschen/sozialen Gruppen und
Organisationen/Gesellschaften genutzt? Von
welchen natürlichen/sozialen/wirtschaftli-
chen/technischen/politischen Gegebenheiten
ist/war diese Nutzung bedingt? Welche ge-
sellschaftlichen Bedürfnisse/Funktionen wer-
den/wurden durch die Nutzung erfüllt, welche
nicht? Wie wurden die Raumstrukturen durch
die Nutzung umgestaltet? Wer hat mit wel-
chen Zielsetzungen über bestimmte Räume
verfügt? Wie werden/wurden diese Verfü-
gungsräume abgesetzt und gesichert? Von
wem werden/wurden nach welchen Gesichts-
punkten Nutzungs- und Standortentscheidun-
gen getroffen? Welche Folgen haben/hatten
die Nutzungen für die Bewertung der Räume/
Standorte? Welche Wirkungen haben/hatten
sie für die davon betroffenen sozialen Grup-
pen? Durch welche Prozesse verändern sich
Funktionen bestimmter Verfügungsräume?
Welche Ansprüche stellen verschiedene so-
ziale Gruppen/Organisationen/ Gesellschaf-
ten/Staaten an Verfügungsräume? Wie setzen
sie diese durch? Nach welchen Planungs- und
Entscheidungsprozessen wird über Nutzun-
gen/Nutzungsänderungen von räumlichen Po-

tentialen entschieden? Wie laufen diese Pro-
zesse ab, wer ist daran beteiligt — wer
nicht?

In der dritten und vierten Fragengruppe steht
der Verfügungsraum als Grundlage für die
menschliche und gesellschaftliche Lebenser-
haltung im Mittelpunkt. Das Erkenntnisinter-
esse richtet sich im dritten Frageschwerpunkt
auf die Produktion der materiellen Lebens-
grundlagen (z. B. Nahrungsmittel, Rohstoffe):

Durch welche raumbezogenen Bedingungen
ist/war in bestimmten Räumen/Regionen/
Ländern das Leben/Überleben von einzelnen 
und sozialen Gruppen gefährdet? Warum kön-
nen/konnten dort menschliche Grundbedürf-
nisse nicht hinreichend befriedigt werden?
Welche geographischen/wirtschaftlichen/so-
zialen/politischen/kulturellen Verhältnisse
bestehen jeweils in diesen Regionen? Werver-
fügt dort in welcher Weise über die natürli-
chen Ressourcen und das produktive Potenti-
al, und wer ist davon ausgeschlossen? Inwie-
weit sind historisch geprägte Nutzungs- und
Verfügungsverhältnisse entwicklungshem-
mend? Welche Anstrengungen werden von
wem unternommen, um die Erfüllung der Da-
seinsgrundfunktionen in diesen Ländern für
alle sozialen Gruppen zu gewährleisten? "Wel-
che Folgen hat hohes Bevölkerungswachstum
für Regionen der Dritten und Vierten Welt?
Welche Funktionen erfüllt Entwicklungshilfe
und wie nutzt sie den Entwicklungsländern,
wie den Industrieländern?

Die vierte Fragengruppe bezieht sich auf die
Erhaltung und den Schutz der Lebensum-
welt:

Durch welche räumlich-gesellschaftlichen
Prozesse wird/wurde der natürliche Regel-
kreis/das ökologische Gleichgewicht gestört?
Wo liegen Grenzen der räumlichen Nutzung
und Umweltbelastung (z. B. durch Lärm, strah-
lende Materie, Luft-, Wasser-, Bodenver-
schmutzung) und wer entscheidet darüber!
Von wem und warum werden bestimmte
räumliche Strukturveränderungen (z. B. durch
Überindustrialisierung, Verkehrsverdichtung,
Entleerung, Zersiedlung) als Gefahr für die Le-
bensbedingungen und als sozial schädlich an-
gesehen, von wem nicht? Welche Gesichts-
punkte sprechen für, welche gegen eine maxi-
male Ausbeutung und Nutzung der vorhande-
nen Ressourcen (z. B. Abbau von Rohstoffvor-
kommen, ertragreiche Monokulturen in Land-
und Forstwirtschaft, Leerfischen und Abern-
ten der Meere)? Wie wirken sich moderne



Kriege und waffentechnische Entwicklungen
(z.B. ABC-Waffen) auf die räumlich-gesell-
schaftliche Umwelt und die menschlichen Le-
bensbedingungen aus?
Der fünfte Fragenbereich beschäftigt sich mit
den Beziehungen zwischen Gesellschaften
und Gruppen verschiedener Räume und der
Überwindung räumlicher und gesellschaftli-
cher Distanz:
Mit welchen Mitteln und Wegen wurden/wer-
den Beziehungen zwischen räumlich entfern-
ten Menschen/sozialen Gruppen und Organi-
sationen/Gesellschaften hergestellt? Welche
Bedeutung hat die Entwicklung des Personen-,
Güter- und Nachrichtenverkehrs für Verände-
rungsprozesse auf der Erde und im erdnahen
Weltraum? Wodurch wurden/werden Wan-
derungsbewegungen von einzelnen/sozialen
Gruppen ausgelöst und welche Folgen haben
diese? Warum bestehen Ungleichheiten in der

internationalen Arbeitsteilung und den Han-
delsbeziehungen? Wem nützen und wem
schaden diese? Von wem und warum wird die
Welt in drei oder vier Teilwelten aufgeteilt?
Wo liegen die Krisenherde unserer Welt und
was sind ihre sozialräumlichen, wirtschaftli-
chen und politischen Bedingungen? Was
spricht für eine Überwindung der Grenzen
und eine Entwicklung über internationale
Bündnisse/Zusammenschlüsse/Zusammenar-
beit in Richtung auf eine Weltgesellschaft —
was dagegen?

Mit diesen Fragezusammenhängen können
zentrale natur- und sozialräumliche Problem-
bereiche im Sinne politischer Bildung aufge-
schlossen werden. Sie sind als Beispiele für
Schlüsselfragen zu verstehen und für jede zu
untersuchende Situation neu zu formulieren,
damit das Erkenntnisinteresse immer gezielt
auf das jeweilige Problem gerichtet wird.

VII. Für Handeln orientierendes Lernen

Erdkundliches Lernen in der politischen Bil-
dung kann sich nicht damit begnügen, dazu
beizutragen, daß die Schüler räumliche und
gesellschaftlich-politische Wahrnehmungsfä-
higkeit, Erkenntnisfähigkeit, Analysefähigkeit
und Urteilsfähigkeit entwickeln; sie muß sie
darüber hinaus auf Handlungsfähigkeit und
Handlungsmöglichkeiten hin orientieren. Das
ist, wie alle Erfahrung zeigt, im Schulunter-
richt nur begrenzt möglich. Handeln in der
Schule ist vor allem Lernhandeln. Die sozial-
wissenschaftlich orientierte Geographiedi-
daktik bezieht dennoch die Handlungsper-
spektive ein. Handlungsorientierte Qualifika-
tionen werden z. B. in zwei Bereichen gesehen:
Erstens unter den Gesichtspunkten politi-
scher Betätigung und zweitens für die indivi-
duelle Lebensführung des Bürgers. Im ersten,
politischen Bereich geht es z. B um die im Um-
feld von Bürgerinitiativen in konkreten Le-
benssituationen benötigten instrumenteilen
Qualifikationen (Fertigkeiten), um die im Be-
reich der räumlichen Planung entstehenden
kognitiven Bedürfnisse (z. B. Durchschauen
Von Lokations-/Allokationsvorgängen als ei-
nen „eminent politischen Prozeß"). Die Sensibi-
lität und Kreativität für Umweltqualitäten soll
erhöht werden. Das wird als zugleich kogniti-
Ves und affektives Lernziel eines an sich über-
fachlichen Unterrichts hervorgehoben, zu dem
die Geographie umweltpsychologische, sozial-

wissenschaftliche und planungsbezogene Bei-
träge leisten könne ) . Auch zum Ziel „erhöhte
Rationalität individueller Lebensführung" soll
die Erdkunde beitragen. Dabei sind die
„Grunddaseinsfunktionen" geeignet „als
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Ord-
nungsraster für menschliche Qualitäten, die
sich innerhalb individueller Aktionsräume
entfalten"34). Bereitschaft und Fähigkeit zum
Handeln im Sinne einer „bewußten Umweltge-
staltung" zur Verbesserung der Lebenschan-
cen"35) schließt soziale und räumliche Orien-
tierungsfähigkeit ein.
Die Raumorientierung verläuft in der Ent-
wicklung der jungen Menschen in mehreren
Phasen. (Ältere Schüler und Erwachsene
durchlaufen diese Phasen der Raumorientie-
rung gleichsam im Zeitraffertempo, wenn sie
sich in einer neuen Umgebung orientieren.)
Zunächst werden bestimmte Orientierungs-
punkte erfaßt. In der zweiten Phase werden



zwischen den Orientierungspunkten Verbin-
dungen gezogen, auf denen man sich sicher
zurechtfindet. Auf der dritten Stufe werden
die wichtigen Lebensbereiche (Wohngegend,
Schulbereich, Spielumgebung) besser durch-
gliedert und miteinander verbunden. Die da-
zwischen- und danebenliegenden Umweltbe-
reiche sind aber noch vage und wenig bekannt.
Erst im Laufe der fünften/sechsten Jahrgangs-
stufe werden die Bereiche zu durchstruktu-
rierten, wirklichkeitsnahen Abbildern der
Umwelt verbunden, in der sich die Schüler si-
cher orientieren können36). Auch mit einer
Karte als einer stark abstrahierenden Darstel-
lung räumlicher Erscheinungsformen können
die Heranwachsenden in dieser Entwick-
lungsphase umgehen, wenn es ihnen gelingt,
sich ein Orientierungsnetz von ihrer Umge-
bung aufzubauen, und wenn ihre Vorstellun-
gen und Denkvorgänge bewußt und von dem
Gegenstand unabhängig werden, auf den sie
angewendet werden ). Dann wird für die Ler-
nenden auch Methodendenken und metho
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-
disch-reflektiertes Vorgehen bei der räumli-
chen Erkundung und Orientierung möglich.
Die eigene Anfertigung von Skizzen des erfah-
renen Raumes ist für die Schüler ein wichtiger
Vermittlungsschritt, um ihre konkreten
Raumwahrnehmungen mit dem abstrakten
Orientierungsmittel Landkarte in Verbindung
zu bringen.
Auch räumliche Orientierungsfähigkeit kön-
nen die Schüler am besten erfahrungs- und an-
wendungsbezogen (z. B. durch gezielte Erkun-
dungsaufträge) und an Problemen ihrer Um-

weit orientiert erwerben (z. B. indem Schüler
anfangen, Klassenwanderungen und Klassen-
fahrten mit vorzubereiten, dafür Orte und
Strecken heraussuchen, Pläne zeichnen, Kar-
tenausschnitte, Beschreibungen und Pro-
spekte zusammenstellen usw.).
Handeln kann in der Schule meistens nur im
Nachvollzug und als Probehandeln geübt wer-
den. Von der Geographiedidaktik wird vorge-
schlagen, daß im Unterricht Laborsituationen
zum Simulieren von Entscheidungen herge-
stellt werden, in denen die Schüler durch
praktischen (Nach-) Vollzug (z. B. Standortsi-
mulationen) lernen: „Der Schüler bewertet in
seinem Rollenverhalten geographische Gege-
benheiten, er hat operationablen Umgang mit
ihnen und ordnet sie nach Konzepten, die ihm
die Wissenschaft liefert."38) Durch Umwelter-
kundungen und durch Planspiele können die
Schüler Chancen kennen- und beurteilen ler-
nen, die einzelne oder Gruppen haben, Pla-
nungsvorgänge und Standortentscheidungen
zu beeinflussen. Sie können dabei prüfen und
nachvollziehen, inwieweit Unterschiede be-
stehen zwischen rechtlich zugesicherten Be-
teiligungsmöglichkeiten betroffener Bürger
und den wirklich ausführbaren Handlungen
(bei Verkehr-/Stadt-/Bauleitplänen, bei Stadt-
sanierungen und Ansiedlung von umweltbela-
stenden Betrieben). Sie können herausfinden,
welche Erwägungen und Interessen in die Pla-
nungs- und Entscheidungsprozesse eingehen,
und zu wessen Gunsten die Ergebnisse ausfal-
len. Bei diesem auf Realsituationen und Hand-
lungsmöglichkeiten bezogenen, an exemplari-
schen Problemen und Fragestellungen orien-
tierten Vorgehen verbindet sich sozialräumli-
ches mit gesellschaftlich-politischem Lernen,
gleichzeitig werden geographische Verfah-
rensweisen und Fertigkeiten an konkreten
Fällen angewendet und geübt.



Hagen Weiler: Politischer Unterricht im Sinne des Grundgesetzes. Wider die
rechtsverbindliche Festlegung von Lernzielen
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 15/80, S. 3—14
Da wissenschaftliche Aussagen aus ihrer grundgesetzlich gebotenen Selbstbeschränkung
heraus in den Grenzen überprüfbarer Erkenntnisbildung und -Vermittlung verbleiben und
somit weder Grundrechte anderer noch die Staatsziele des Grundgesetzes tatbestandsmä-
ßig verletzen können, ergeben sich vier durch die Schulaufsicht wahrzunehmende Leitli-
nien:
1. Es dürfen nur Kenntnisse und Erkenntnisse vermittelt werden, welche sich wissenschaft-
lich begründen lassen können.
2. Alternative, ebenfalls wissenschaftlich begründbare Positionen dürfen nicht unterdrückt
werden (Indoktrinationsverbot).
3. Der Unterricht hat sich auf (Er)kenntnisfindung, -diskussion und -Vermittlung zu be-
schränken, d. h. auf unmittelbar tätige, praktische Umsetzung in die Wirklichkeit zu ver-
zichten (Agitationsverbot).
4. Der Unterricht hat den wissenschaftlich-systematisch gebotenen Sachzusammenhang zu
beachten (Verbot sachfremden Unterrichts).
Staatliche Schulaufsicht kann ihre Funktion grundgesetzlich nur begründen in der Garan-
tie der Bedingungen wissenschaftlich qualifizierten und qualifizierenden Unterrichts. Der
Gesetzgeber trägt die Verantwortung für die grundlegenden organisatorisch-gegenständli-
chen Regelungen eines gleichwertig geordneten Unterrichtsangebots. Die Festlegung in-
haltlich-methodischer Zielvorstellungen unterliegt kollegialen Einigungszwängen der Leh-
rer unter Berücksichtigung der Schüler- bzw. Eigeninteressen. Es besteht weder ein rechtli-
cher Zwang noch ein praktischer Bedarf, Richtlinien zum Politischen Unterricht anders als
in Empfehlungsform zu vermitteln.

Wolfgang Behr: Konflikte und Konfliktbewältigung in der politischen Bil-
dung
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 15/80, S. 15—23
Die zunehmende Betonung des Konfliktansatzes in der politischen Bildung führte Anfang
der siebziger Jahre zu einer konservativen Gegenbewegung („Tendenzwende"). Die Thesen
„Mut zur Erziehung" betonen im Gegensatz zur „Konflikt- und Emanzipationspädagogik“
eine traditionelle Gewissensbildung und Tugendlehre. Eine tiefe Verunsicherung ist durch
dieses konfliktorientierte/restaurative Wechselbad bei Lehrern, Studenten und Schülern
eingetreten.
Im vorliegenden Aufsatz geht es um eine NeuorientierungXtei der Behandlung von Konflik-
ten in der politischen Bildung und dem Versuch ihrer Bewältigung. Eindimensionale Kon-
flikt- und Emanzipationskonzepte werden als ebenso realitätsfern dargestellt wie harmoni-
sierendes und problemverharmlosendes Ordnungsdenken. Konflikte werden vielmehr im
Zusammenhang mit Integrationsmechanismen gesehen; zwischen Konflikten und Integra-
tion bestehen wechselseitige Bezugsverhältnisse.
Lernprozesse in der politischen Bildung sollen dazu befähigen, die vielfältigen und sich
wandelnden Bezüge von Konflikten und Integration aufeinander abzustimmen. Konfliktbe-
wältigung in der politischen Bildung schließt demnach ein, daß Konflikte nicht notwendi-
gerweise in dem ursprünglich beabsichtigten Sinn geregelt oder gelöst werden können.
Statt dessen müssen durch politisches und soziales Lernen Fähigkeiten entwickelt werden,
durch Konfliktregelungsstrategien Wandlungserscheinungen in der Gesellschaft wie im
persönlichen Leben so zu beeinflussen, daß bestehende Konflikte an Intensität verlieren
und langfristig möglichst aufgehoben werden können. Diese Art der Konfliktbewältigung
setzt die Fähigkeit zu alternativem Denken voraus, das weder in der vordergründigen Rea-
lität befangen bleibt, noch sich in perspektivlosen Utopien verliert. Es erscheint dem Autor
wichtig, daß insbesondere unter den Bedingungen neuartiger und gravierender Jugendpro-
bleme in einer rasch sich ändernden Umwelt die politische Bildung mit einem entsprechen-
den Konzept der Konfliktbewältigung ihren dringend erwarteten Beitrag leistet.



Wilhelm Frenz: Der Beitrag der Erdkunde zur politischen Bildung
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 15/80, S. 24—38
Erdkundeunterricht und wissenschaftliche Geographie sind nicht auf systematische Zu-
sammenarbeit hin organisiert; es ist daher nicht zu vertreten, die Sachgebiete der Geogra-
phie im Sinne einer Abbilddidaktik in den Schulunterricht zu übernehmen. Wissenschafts-
bezogene Problemstellungen und Unterrichtsgegenstände sind nach didaktischen Krite-
rien auszuwählen.
Das sozialgeographische Konzept, das die Daseinsgrundfunktionen einbezieht, hat viel
dazu beigetragen, daß Erdkunde als ein Arbeitsschwerpunkt der politischen Bildung ver-
standen wird. Diese wissenschaftliche Konzeption ist aber nicht direkt auf den Unterricht
übertragbar. Wissenschaftsbezogene Unterrichtsgegenstände wecken bei Schülern erst
dann Interesse und Motivation zum Lernen, wenn sie bei ihnen Fragen auslösen, Probleme
aufwerfen, d. h. für sie zum „Thema" werden. Im problemorientierten Unterricht sind die von
der Geographie nachgewiesenen Problemstellungen, Inhalte und Arbeitsmethoden auf die
Lernbedingungen der Schüler und auf die Lernziele politischer Bildung zu beziehen.
Zur Reflexion der Lernbedingungen gehört es, zu wissen, wo und wie Kinder und Jugendli-
che ihre räumliche Umwelt wahrnehmen, und wie sich die räumliche Wahrnehmungsfähig-
keit der Schüler entwickelt Mit diesen Fragen beschäftigt sich neben der Psychologie der
wahrnehmungsgeographische Ansatz. — Gesellschaftlich-politisches Lernen im Arbeits-
schwerpunkt Erdkunde geschieht, indem die Schüler räumliche Strukturen, ihre natürli-
chen und gesellschaftlich-politischen Bestimmungsfaktoren, ihre historischen und gegen-
wärtigen Entstehungs- und Veränderungsprozesse unter den jeweiligen wirtschaftlichen
und sozialen Verhältnissen und Wertvorstellungen sowie gesellschaftlich-politische Nut-
zungs- und Verwertungsinteressen und ihre Durchsetzungsmöglichkeiten wahrnehmen,
erkennen, untersuchen und verstehen. Dieses Lernen ist im Ansatz Analyse von Struktu-
ren, Prozessen und Interessen. Im Erdkundeunterricht ist exemplarisches Lernen sinnvoll
und notwendig. Damit ist gemeint, daß Schüler lernen, wesentliche raumbezogene gesell-
schaftliche Problemstellungen mit Hilfe von Erkenntniskategorien, Frage- und Zugriffswei-
sen aufzuschließen, die auf ähnliche Sach- und Problemzusammenhänge übertragbar sind.
Solche erkenntnisleitende Fragen werden auf fünf Problemschwerpunkte bezogen:
1. Auseinandersetzung der Menschen mit dem natürlichen Potential;
2. Verfügung über räumliche Strukturen und ihre Nutzung-,
3. Produktion der materiellen Lebensgrundlagen;
4. Erhaltung und Schutz der Lebensumwelt;
5. Beziehungen zwischen Gesellschaften und Sozialgruppen verschiedener Regionen und

I Überwindung räumlicher und gesellschaftlicher Distanz.
Mit Fragezusammenhängen wie diesen können zentrale natur- und sozialräumliche Pro-
blembereiche im Sinne politischer Bildung bearbeitet werden. Die Handlungsorientierung
des politischen Lernens kann im Arbeitsschwerpunkt Erdkunde in verschiedenen Situa-
tionen und Formen des Probehandelns geübt werden.
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